
Rückübertragung operativer 
Dienstleistungen durch  
Kommunen am Beispiel  
der Abfallwirtschaft 
 

 

 
 

 

Maic Verbücheln 

 

 

 

 

 

 

Januar 2009 



 

2 

 

Inhalt 

1. Einführung ......................................................................................................... 3 
1.1 Ausgangslage und Problemstellung ........................................................................... 3 
1.2 Untersuchungsziele....................................................................................................... 3 
1.3 Untersuchungsansatz und -methode .......................................................................... 4 
2. Kommunale Selbstverwaltung und Organisationsformen ............................ 4 
3. Politischer und gesellschaftlicher Diskurs ....................................................... 5 
3.1 Entwicklung der Rückübertragung ............................................................................. 6 

3.1.1 Privatisierungsbeispiele.................................................................................... 6 
3.1.2 Meinungsbild der Bürger und Bürgerinnen .................................................... 7 
3.1.3 Meinungsbilder auf politischer Ebene ............................................................ 8 

3.2 Allgemeine Beispiele für die Rückübertragung durch Kommunen........................... 8 
4. Rückübertragungen im Bereich der Abfallwirtschaft ................................... 9 
4.1 Fallbeispiele .................................................................................................................. 9 

4.1.1 Stadt Aachen................................................................................................. 10 
4.1.2 Landkreis Böblingen....................................................................................... 10 
4.1.3 Landkreis Lüneburg ....................................................................................... 11 
4.1.4 Gemeinden und Städte der Kreise Aachen und Düren ............................. 12 

4.2 Ergebnisse ................................................................................................................... 13 
4.2.1 Identifizierte Kriterien und Faktoren .............................................................. 13 
4.2.2 Verfahren der Rückübertragung .................................................................. 14 

4.3 Diskussion .................................................................................................................... 15 
4.3.1 Ökonomische Aspekte .................................................................................. 15 
4.3.2 Soziale Aspekte .............................................................................................. 17 
4.3.3 Ökologische Aspekte .................................................................................... 18 
4.3.4 Übertragbarkeit auf andere Kommunen ..................................................... 19 

5. Zusammenfassung ..........................................................................................20 
6. Fazit ..................................................................................................................21 
7. Anhang ............................................................................................................22 
8. Literaturverzeichnis..........................................................................................23 

 



 

3 

  

1. Einführung 

1.1 Ausgangslage und Problemstellung 

„Privat geht vor Staat“ – diese postulierte Maxime 
hat seit den 1970er-Jahren1 auf verschiedenen Ebe-
nen zu einer verstärkten Privatisierung staatlicher 
Aufgaben und Leistungen geführt. Öffentliche Ein-
richtungen wurden gemeinhin als langsam, teuer, 
bürokratisch und wenig effizient bezeichnet. Die 
Tendenz wies in der Vergangenheit, auch im Zuge 
der Diskussion um eine gesellschaftliche Moder-
nisierung sowie die Globalisierung regionaler Wirt-
schaften, nur in eine Richtung: zu einer verstärkten 
Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen. Staatli-
che Aktivitäten von Bund, Ländern und Kommunen 
in operativen Bereichen der technischen Infra-
struktur (Wasser, Abwasser, Energie, Bahn, Post, 
Müllabfuhr, ÖPNV) oder etwa bei Krankenhäusern 
galten und gelten zum Teil noch als Auslaufmodell. 
Die Privatisierung von ursprünglich hoheitlichen Tä-
tigkeiten kann heute, selbst in Bereichen der öffentli-
chen Daseinsvorsorge, als weit fortgeschritten be-
zeichnet werden.  

In einigen kommunalen Bereichen scheint jedoch 
das Pendel nun in die andere Richtung auszuschla-
gen. Vor dem Hintergrund von auslaufenden Verträ-
gen mit privaten Dritten müssen Kommunen eine 
Entscheidung hinsichtlich einer weiteren Beauftra-
gung (Neuausschreibung) oder einer Rückübertra-
gung (Rekommunalisierung) der Leistung treffen. In 
diesem Zusammenhang haben in den letzten Jahren 
einzelne Kommunen vormals privatisierte Leistungen 
wieder in ihre operative Gestaltungshoheit zurück-
geholt. Begründet wird die Rückübertragung in der 
Regel damit, dass die durch die Privatisierung erwar-
teten Ergebnisse nicht oder zum Teil nicht erzielt 
werden konnten. Im Zuge dieser Tendenz wird mit-
unter auch von einer ersten Renaissance der Kom-
munen gesprochen. Doch inwieweit diese Trend-
umkehr die kommunale Breite erfasst oder es sich 
nur um Ausnahmefälle handelt, ist derzeit noch nicht 
geklärt. Vor diesem Hintergrund sollte erwähnt wer-
den, dass auch heute noch einige Kommunen aus 
verschiedenen Gründen unter Druck2 stehen, bisher 
nicht privatisierte Aktivitäten zu privatisieren. 

                                                           
  1 Ein gesellschaftlicher und ökonomischer Paradigmen-

wechsel, der langfristig zu verstärkten Privatisierungen 
führte, zeigte sich etwa in der Verleihung des Wirt-
schaftsnobelpreises an Hayek 1974 und Friedman im 
Jahr 1976, die sich für eine neoliberale Wirtschaft ein-
setzten und eine Minimierung der Rolle des Staates 
forderten. 

  2  Etwa aufgrund kommunalpolitischer Forderungen oder 
finanzieller Zwänge. 

 

 

1.2 Untersuchungsziele  

Mit dieser Untersuchung soll den Kommunen eine 
erste Hilfestellung für Entscheidungsprozesse hin-
sichtlich der Rückübertragung von Dienstleistungen 
etwa im Sektor der Abfallwirtschaft zur Verfügung 
gestellt werden.  

Deshalb soll im Rahmen des Vorhabens der derzeiti-
ge Stand des politischen und gesellschaftlichen Dis-
kurses hinsichtlich der Rückübertragung von Dienst-
leistungen dargestellt werden3. Der Untersuchungs-
fokus wird auf Aspekte der Rückübertragung von pri-
vatisierten Leistungen im Abfallwirtschaftssektor ge-
richtet, wobei aber auch Beispiele aus anderen Sek-
toren aufgeführt werden. Faktoren und Kriterien, die 
für eine kommunale Rückübertragung Relevanz 
besitzen, sollen identifiziert und die jeweiligen Vor- 
bzw. Nachteile diskutiert werden. Entscheidungs-
strukturen für die Rückübertragung sollen dargestellt 
und die Übertragbarkeit auf andere Kommunen dis-
kutiert werden. Tendenzen und Entwicklungen wer-
den aufgezeigt.  

Da dieses Vorhaben in einem Arbeitszeitraum von 
einem Monat realisiert wurde, konnten einige Aspek-
te leider nicht in der notwendigen Tiefe untersucht 
und diskutiert werden. Um den Kommunen eine de-
taillierte und ausführliche Hilfestellung zum The-
menfeld Privatisierung/Rückübertragung zu ermögli-

                                                           
  3 Public-Private-Partnership-Konzepte sowie das EU-Ver-

gaberecht werden im Rahmen dieser Untersuchung 
nicht behandelt.  

Rückübertragung von Leistungen 

Die in den Medien häufig benutzten Begriffe „Re-
kommunalisierung“ oder auch „Verstaatlichung“ be-
schreiben die eigentliche Situation – zumindest im 
Sektor der Abfallwirtschaft – nur unzureichend. Bei 
der Privatisierung in der Abfallwirtschaft handelt es 
sich in der Regel um Fälle, bei denen lediglich die 
operative Leistung auf private Dritte übertragen wird, 
aber die Verantwortung für die Ausführung weiterhin 
in der öffentlichen Hand verbleibt. Die Begriffe „Re-
kommunalisierung“ sowie „Verstaatlichung“ sind so-
mit missverständlich bzw. falsch. Es kann nicht „re-
kommunalisiert“ werden, was nie den Verant-
wortungsbereich der Kommune verlassen hat. In die-
ser Studie wird deshalb der Begriff „Rückübertra-
gung“ für Szenarien benutzt, in denen Kommunen 
Aufgaben wieder operativ übernehmen, die sie vorher 
privaten Dritten übertragen hatten. 
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chen, sollten anschließende Untersuchungen ange-
strebt werden4.  

 

1.3 Untersuchungsansatz und -methode 

Um den Hintergrund sowie den aktuellen Stand des 
Diskurses zur Rückübertragung darzustellen, wurde 
eine Literatur- und Internetstudie durchgeführt. Wäh-
rend eines Fachgesprächs mit kommunalen Experten 
aus Gemeinden, Kreisen und Städten wurden ver-
schiedene Aspekte der Rückübertragung im Bereich 
der Abfallwirtschaft diskutiert und Kriterien/Faktoren 
für die Rückübertragung identifiziert5. Zusätzlich 
wurden mit kommunalen Vertretern Telefon-
interviews durchgeführt, um auf ein breites Spektrum 
an praktischen Erfahrungen und Informationen zu-
rückgreifen zu können. Um den derzeitigen Stand 
der Entwicklung darzustellen, wurde auf Fallbei-
spiele aus der Praxis zurückgegriffen.  

 

2. Kommunale Selbstverwaltung 
und Organisationsformen  

Die kommunale Selbstverwaltung ist ein wesentli-
ches Element des demokratisch, sozial und föderalis-
tisch geprägten Rechtsstaats und zugleich Basis so-
wie Rückgrat des deutschen Staatsaufbaus6. Kom-
munen bilden eine wesentliche Grundlage des de-
mokratischen Staates7. Die kommunale Selbstver-
waltung ist zudem praktiziertes Sozialstaatsprinzip 
und die Kommunalverwaltung selbst das größte 
Dienstleistungsunternehmen für Bürger in Deutsch-
land8. Im Rahmen der kommunalen Selbstverwal-
tung werden verschiedene hoheitliche Aufgaben so-
wie Tätigkeiten im Rahmen der Daseinsvorsorge 
durchgeführt9. Das kommunale Aufgabenspektrum 
ist sehr vielfältig und unterliegt einem ständigen 
Wandel, der von gesellschaftlichen und politischen 
Auffassungen hinsichtlich des Umfangs der Tätigkei-
ten beeinflusst wird10. Für die Gebietskörperschaften 
leitet sich das Recht, Einrichtungen zum Wohle der 
                                                           
  4 Etwa hinsichtlich der Auswirkungen verschiedener EU-

Aktivitäten. 
  5 Teilnehmerliste siehe Anhang.  
  6 G. Westermann und U. Cronauge: Kommunale Unter-

nehmen. Eigenbetriebe – Kapitalgesellschaften – Zweckver-
bände, Berlin 2006, S. 23.   

  7 Wie etwa in der Thüringischen Gemeinde- und Land-
kreisordnung beschrieben (Thüringer Gemeinde und 
Landkreisordnung – Thüringer Kommunalordnung 
(ThürKO) – GVBI. vom 28. Januar 2003, S. 41).  

  8 Westermann/Cronauge, S. 23.   
  9 G. Püttner (Hrsg.): Zur Reform des Gemeindewirt-

schaftsrechts, Baden-Baden 2002, S. 18.  
10 Westermann/Cronauge, S. 31.   

Bürger in einer selbst gewählten Unternehmensform 
zu unterhalten, aus der Selbstverwaltungsgarantie 
gemäß Art. 28 Abs. 2 GG sowie den Kommunal-
gesetzen der Länder ab. Diese Garantie ist eine we-
sentliche Grundlage für die Errichtung und Unter-
haltung von kommunalen Unternehmen. Vorschrif-
ten über wirtschaftliche Betätigungen und privat-
rechtliche Beteiligungen werden zudem in den je-
weiligen Gemeindeordnungen der Bundesländer 
aufgeführt11.   

Kommunale Gebietskörperschaften sind vor allem in 
Bereichen aktiv, die dem Gemeinwohl dienen und 
die Sicherstellung einer hohen Lebensqualität der 
Bevölkerung zum Ziel haben. Für die Erledigung der 
ihr obliegenden Aufgaben kann sich die öffentliche 
Hand alternativ einer öffentlich-rechtlichen oder 
aber einer privatrechtlichen Organisationsform be-
dienen. Kommunen (Städte, Kreise und Gemeinden) 
haben somit die Wahlfreiheit, verschiedene rechtli-
che Modelle zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu 
nutzen.  

Als öffentlich-rechtliche Organisationsformen gelten 
u. a. Regie- oder Eigenbetriebe, die dem Bereich der 
kommunalen Verwaltung zugeordnet werden. Re-
giebetriebe sind Teil der öffentlichen Verwaltung 
und rechtlich wie haushaltsmäßig ein integraler Be-
standteil dieser. Eigenbetriebe sind rechtlich unselb-
ständige Bereiche der Kommunalverwaltung, die 
aber organisatorisch wie auch haushaltsrechtlich 
weitgehend verselbständigt sind12. Des Weiteren 
haben die Kommunen in einigen Bundesländern13 
die Möglichkeit, Anstalten des öffentlichen Rechts 
(AöR) zu gründen. Mittels Anstaltssatzungen können 
den AöRs hoheitliche Aufgaben vollständig oder teil-
weise übertragen werden. Eine weitere Organisati-
onsform, der sich Kommunen bedienen können, be-
steht in der Bildung von Zweckverbänden, die eben-
so wie AöR juristische Personen des öffentlichen 
Rechts sind. Dem Zweckverband liegt eine Ver-
bandssatzung zugrunde, und die kommunalen Auf-
gaben werden auf den Zweckverband übertragen14.  

Kommunen besitzen die Möglichkeit, eine Eigen-
gesellschaft zu gründen und dabei auf eine privat-
rechtliche Organisationsform zurückzugreifen. In der 
Regel wird als Rechtsform eine GmbH gewählt, die 
zu 100 Prozent im Besitz der Kommune ist. Die 
Gründung einer Eigengesellschaft wird als formelle 
Privatisierung bezeichnet. Kommunen haben zudem 

                                                           
11  Ebenda.   
12 H. Gaßner und W. Siederer (Hrsg.): Handbuch Recht 

und Praxis der Abfallwirtschaft, Berlin 2003, S. 274. 
13  Z. B. in Bayern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 

Niedersachsen.  
14 Gaßner/Siederer (Hrsg.), S. 274-278. 
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die Möglichkeit, sich – neben privaten Dritten – an 
privatrechtlichen Gesellschaften zu beteiligen (Betei-
ligungsgesellschaften). Eine Beteiligungsgesellschaft 
ist von der Kommune unabhängig, da sie eine eigen-
ständige juristische Person des Privatrechts ist. 
Kommunen können auch privatrechtliche Holdings 
(Aktiengesellschaften oder GmbHs) bilden. Übli-
cherweise werden in einer Holding verschiedene Tä-
tigkeitsbereiche der Kommune subsumiert15. Neben 
der Nutzung der aufgeführten Organisationsformen 
steht es den Kommunen zudem offen, abfallwirt-
schaftliche Leistungen auf Dritte zu übertragen. In 
diesen Fällen verbleibt die Verantwortlichkeit zur Er-
füllung der Pflichten weiterhin bei der Kommune, 
weshalb von einer funktionalen Privatisierung der 
operativen Leistung gesprochen wird. Im Bereich der 
Abfallwirtschaft bleiben gemäß § 13 des Gesetzes 
zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung 
der umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen 
(KrW-/AbfG) auch die Überlassungspflichten gegen-
über der Kommune bestehen16. Von einer funktio-
nalen Privatisierung wird auch bei der Bildung von 
„Public Private Partnerships“ (PPP) gesprochen. In 
solchen Fällen gehen die Kommunen Kooperationen 
mit privaten Dritten ein. Hierunter fallen etwa Ko-
operationsmodelle, d. h. gemischtwirtschaftliche 
Gesellschaften, wie auch die Zweckverbände. 
Durch den Verkauf von Unternehmen oder eine 
Verantwortungsübertragung auf Private können 
kommunale Leistungen auch materiell privatisiert 
werden. Bei dieser Privatisierungsform verzichtet die 
Kommune vollständig auf die Wahrnehmung der 
operativen Aufgaben in eigener hoheitlicher Ver-
antwortung17. 

Wie bereits in der Einführung beschreiben, liegt der 
Fokus der Studie auf der Rückübertragung von vor-
mals auf Dritte übertragenen Leistungen auf die 
Kommune – wobei die Kommunen bei der Rück-
übertragung in der Regel die Organisationsform des 
Eigenbetriebs oder der AöR nutzen. Die anderen in 
diesem Kapitel beschriebenen Organisationsformen 
werden im Rahmen der Studie nicht mehr explizit 
erwähnt. Des Weiteren wird das EU-Vergaberecht, 
da es bei der Rückübertragung keine wesentliche 
Rolle einnimmt, nicht behandelt. Für eine weitere 
Vertiefung der Themenfelder „kommunale Selbst-
verwaltung“ und „Organisationsformen“ soll auf die 
in diesem Kapitel zitierte Literatur verwiesen sein. 

                                                           
15  Ebenda. 
16  Ebenda. 
17  Ebenda, S. 292. 

3. Politischer und gesellschaft-
licher Diskurs  

Seit über 30 Jahren wird in Deutschland das „Pro 
und Contra“ der Privatisierung von öffentlichen Leis-
tungen diskutiert. In diesem Kapitel soll der Fokus 
aber lediglich auf das „Contra“ gerichtet werden, 
weshalb die Hintergründe der Privatisierung und der 
von Liberalisierungs- und Privatisierungsbefürwor-
tern geübten Kritik am Staat bzw. an den Kommunen 
hier nicht behandelt werden. Dieses Vorgehen ist vor 
allem dem begrenzten Zeitrahmen dieser Studie 
geschuldet.  

Ziel dieses Kapitels ist es, einen allgemeinen Über-
blick über den politischen und gesellschaftlichen 
Diskurs zur Privatisierung/Rückübertragung zu ge-
ben.  

 
Die derzeitige Kritik an Privatisierungen wird anhand 
von Beispielen dargestellt, und es werden Meinungs-
bilder, die sich für Rückübertragungen oder gegen 
weitere Privatisierungen aussprechen, aufgezeigt. 
Der Fokus wird hierbei nicht nur auf kommunale 
Aktivitäten gerichtet. Vielmehr wird weder zwischen 
den staatlichen Ebenen noch zwischen den Formen 
der Privatisierung/Rückübertragung differenziert18. 

Die Rückübertragung im Bereich der Abfallwirtschaft 
wird in Kapitel 4 explizit betrachtet.  

 

                                                           
18  In diesem Kapitel wird z. B. nicht zwischen materieller, 

funktionaler oder formeller Privatisierung unterschie-
den.  

Privatisierungskritik  

Liberalisierungs- und Privatisierungskritiker betonen, 
dass Bereiche, die dem Gemeinwohl dienen und zur 
Daseinsvorsorge gehören, nicht privatisiert werden 
sollten. Es wird argumentiert, dass Dienstleistungen, 
bei denen ein öffentliches Interesse besteht, nicht ei-
ner reinen Marktlogik unterworfen und somit kom-
modifiziert werden dürften. Private Unternehmen 
würden dem Primat der Gewinn- und Profit-
maximierung unterliegen und somit bestimmte Kos-
tenfaktoren wie z. B. Personal, Instandhaltungen, In-
vestitionen unter ständigen Einsparungsdruck setzen. 
Dies führe zu einer Verschlechterung z. B. der Quali-
tät, Umweltstandards, Löhne, Transparenz, Arbeitsbe-
dingungen, politischen Einflussnahme und Verfügbar-
keit sowie zur Reduzierung von Arbeitsplätzen und 
zur langfristigen Verteuerung von Dienstleistungen. 
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3.1 Entwicklung der Rückübertragung  

Anders als bei der Privatisierung von öffentlichen 
Leistungen kann bei der Rückübertragung von 
Dienstleistungen nicht auf lange Entwicklungs- und 
Umsetzungserfahrungen zurückgeblickt werden. Die 
Privatisierung von Staatseigentum bzw. von staat-
lichen Leistungen wird schon seit Beginn der so ge-
nannten „Privatisierungswelle“ seitens verschiedener 
Interessengruppen kritisiert. Die Argumente gegen 
eine Privatisierung bzw. für eine Rückübertragung 
von bereits privatisierten Leistungen sind vielfältig. 
Doch führte die geübte Kritik in der Vergangenheit in 
den seltensten Fällen zu einer Reduzierung oder ei-
nem Stopp der Privatisierung von staatlichen respek-
tive kommunalen Dienstleistungen. Die Breite des 
gesellschaftlichen Diskurses hinsichtlich der Argu-
mente für Rückübertragungen hat sich erst in den 
letzten Jahren entwickelt. Nunmehr wird im Rahmen 
des aktuellen Diskurses immer häufiger von einer 
„Trendwende“ im Bereich der Privatisierung gespro-
chen. Diese mutmaßliche „Trendwende“ wird einer-
seits auf eine verstärkte gesellschaftliche Diskussion, 
die sich infolge negativer Privatisierungserfahrungen 
entwickelt haben soll, und andererseits auf konkrete 
kommunale Maßnahmen, wie etwa die Rücküber-
tragung von Leistungen im Sektor der Abfallwirt-
schaft, zurückgeführt.  

 

3.1.1 Privatisierungsbeispiele 

Um den Diskurs bzw. die geübte Kritik zu verdeutli-
chen, werden zunächst Privatisierungsbeispiele aus 
verschiedenen Sektoren aufgeführt, die zeigen, dass 
nicht alle originären Erwartungen der Bürger an Pri-
vatisierungen erfüllt wurden.  

 In Schweden wurde vor zehn Jahren der Bus-
transport im Personennahverkehr privatisiert. Zu-
nächst konkurrierten viele Unternehmen auf dem 
Markt. Preise wurden reduziert und neue Linien 
aufgebaut. Heute gibt es noch zwei Unterneh-
men (aus England und Frankreich), viele Linien 
wurden eingestellt und die Preise massiv er-
höht19.  

 Auf Basis einer EU-Richtlinie wurden in Deutsch-
land, um das staatliche Monopol aufzubrechen, 
Gebäudeversicherungen in den freien Wettbe-
werb entlassen. Da private Unternehmen erst 
Vertreternetze aufbauen mussten – der Staat 

                                                           
19  S. Range: Markt oder Monopol, VKS-News, 122. Ausg. 

12.2007/01.2008.  

brauchte diese nicht –, kam es zu Preissteige-
rungen von 50 Prozent und mehr20.  

 Bei der Liberalisierung des Energiesektors in 
Deutschland wird langfristig mit der Entstehung 
von Monopolen gerechnet. Strom- und Gas wur-
den in der Regel von kommunalen Stadtwerken 
angeboten. Die mittelständisch geprägten Stadt-
werke (ca. 800 in Deutschland) leisten somit ei-
nen Wettbewerbsbeitrag auf dem deutschen 
Markt. Trotz dieser Ausgangssituation sind in den 
letzten Jahren die Energiepreise erheblich gestie-
gen21. Stadtwerke sind in der Regel am Ende der 
Versorgungskette und haben wenige Chancen, 
Preissteigerungen der Energieträger auszuglei-
chen22. Nach Ansicht einiger Experten hat be-
reits ein Verdrängungswettbewerb23 eingesetzt, 
wobei vor allem kleine Stadtwerke vom Markt 
gedrängt werden24. Der Verband kommunaler 
Unternehmen fordert, dass öffentliche Monopole 
nicht durch private Oligopole ersetzt werden sol-
len25.  

 In Berlin wurde im Jahr 1999 die Wasserver-
sorgung teilprivatisiert (49,9 Prozent). Die Was-
serpreise sind daraufhin erhöht worden. Es wird 
von einer erheblichen Mehrbelastung der Haus-
halte gesprochen. Neben einem Personalabbau 
sollen die Investitionstätigkeiten eingeschränkt 
worden sein. Mittlerweile wird ein Volksbegeh-
ren gegen die Privatisierung durchgeführt26.  

 Viele Kommunen haben den Betrieb sowie die 
Wartung der Straßenbeleuchtung auf private Ener-
gieversorger übertragen. Die Stadt Lohmar (38 000 
Einwohner) hat die Energieversorgung sowie die 
Wartung der Straßenbeleuchtung an einen Ener-
gieversorger abgegeben. Wenn die Lampen ener-
giesparend gewartet würden, könnten nach einer 
Erhebung der Stadtverwaltung 40 Prozent des 

                                                           
20  E. U. von Weizsäcker: Grenzen der Privatisierung, Vor-

trag in Wien am 15.10.2004.  
21  Dies ist auch auf gestiegene Rohstoffpreise sowie auf 

eine erhöhte Steuerbelastung zurückzuführen. 
22  Ca. 150 Stadtwerke besitzen eigene Stromerzeugungs-

kapazitäten, die anderen 650 Stadtwerke sind auf Liefe-
rungen der Versorger Vattenfall, RWE, EnBW und E.ON 
angewiesen. 

23  Nach Einschätzungen des Vorstandschefs des Mann-
heimer Energiekonzerns MVV wird sich in den nächs-
ten Jahren die Anzahl der kommunalen Versorger auf 
50 reduzieren, in: Financial Times Deutschland, 
17.1.2008. 

24  H.-W. Bein u.a.: Kleine Stadtwerke vor dem Aus, in: 
Süddeutsche Zeitung, 16.1.2008.  

25  M. Schöneich: Wettbewerb braucht Wettbewerber, in: 
Das Rathaus, H. 6 (2006), S. 161 f. 

26  Siehe: http://www.berliner-wassertisch.net/ (20.12.2007).  
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Stroms eingespart werden27. Die Kommune möchte 
die Wartung der Straßenlampen wieder selbst 
durchführen und prüft, ob der Vertrag mit dem 
Energieversorger auf dem Klageweg beendet wer-
den kann28. Die Energiekosten machen einen 
hohen Anteil der kommunalen Haushaltskosten 
aus. 

 Durch Veräußerungen von Wohnungsbaugesell-
schaften – wie sie in Dresden, Lübeck und Berlin 
durchgeführt wurden – verlieren Kommunen 
wichtige Einflussmöglichkeiten der Stadtent-
wicklung und der sozialen Steuerung. Nach Ein-
schätzung von Experten ist diese Entwicklung für 
Städte langfristig katastrophal, da Kommunen 
immer weniger Stadtviertel gestalten können29. 
Eine starke Segregation bestimmter Schichten ist 
für Stadträume als problematisch anzusehen30.  

 

3.1.2 Meinungsbild der Bürger und 
Bürgerinnen 

In den 1990er-Jahren war die Einstellung der Bürger 
gegenüber der Privatisierung insgesamt positiv31. 
Doch scheinen negative Erfahrungen infolge nicht 
oder nur teilweise geglückter Privatisierungen eine 
Änderung des Meinungsbilds bei den Bürgern zur 
Folge zu haben. Bei vielen Bürgern, die ursprünglich 
hohe Erwartungen an die Privatisierung hegten, hat 
sich somit ein Wandel in ihrem Meinungsbild einge-
stellt. Eine verstärkte Privatisierungsskepsis der Bür-
ger zeigt sich z. B. durch Bürgerbegehren, in Umfra-
gen und Medienberichten. Beispiele werden nach-
folgend aufgeführt:   

 Die Bürger der Stadt Leipzig haben die geplante 
Teilprivatisierung (49,9 Prozent) der Stadtwerke 
mit einem Bürgerentscheid gestoppt. Gegen die 
Teilprivatisierung hatten 150 000 Bürger der 
Stadt gestimmt, was einen Anteil von 87 Prozent 

                                                           
27  Nach Angaben des Zentralverbandes der Elektrotech-

nik- und Elektroindustrie (ZVEI) sind 50 Prozent der 
Stadtbeleuchtungen auf dem technischen Stand der 
1960er-Jahre mit hohen Energieverbrauch.  

28  D. Schraven: Vielen Städten sind Energiesparlampen 
verboten, in: Welt am Sonntag, 26.8.2007.  

29  Um einen Verlust an Steuerungsmöglichkeiten in der 
Stadtentwicklungspolitik zu vermeiden, rät die Studie 
„Zuwanderer in der Stadt“, die von der Schader-
Stiftung durchgeführt wurde, kommunale Wohnungs-
unternehmen nicht zu privatisieren.  

30  Schader-Stiftung: Empfehlungen zur stadträumlichen 
Integrationspolitik, Darmstadt 2005. 

31  M. Güllner: Privatisierung staatlicher Leistungen – 
Was wollen die Bürger?, forsa, Powerpoint-Vortrag, 
P090.2 01/08, 2008. 

der abgegebenen Stimmen ausmachte32. Städti-
sche Unternehmen und Beteiligungen im Rah-
men der kommunalen Daseinsvorsorge (Stadt- 
und Wasserwerke, Verkehrsbetriebe, Wohnungs-
baugesellschaften, Stadtreinigung und Kranken-
häuser) dürfen bis zum Jahr 2011 nicht privati-
siert werden. Der Oberbürgermeister der Stadt 
Leipzig berichtete daraufhin, dass die Bürger den 
„hemmungslosen Privatisierern“ die rote Karte 
gezeigt hätten33.  

 In einer von Emnid durchgeführten Umfrage, die 
von der Wochenzeitung „DIE ZEIT“ in Auftrag 
gegeben worden war, sprachen sich über 70 
Prozent der SPD- und CDU-Wähler für eine Ver-
staatlichung privatisierter Dienstleistungen wie 
etwa der Energieversorgung, der Bahn oder der 
Telekom aus34.  

 Im Nachrichtenmagazin „DER SPIEGEL“ wurde 
Ende 2007 die Privatisierung mehrmals themati-
siert. Demnach sei der „Zauber der Privatisierung 
inzwischen verloren“35, und die Hoffnungen auf 
schnelle, günstige, effiziente und kundenfreund-
liche Dienstleistungen durch die private Hand 
seien mittlerweile verflogen. Des Weiteren wird 
in einem Artikel des „SPIEGEL“ von Anfang 2008 
geurteilt, dass „die Privatisierung und Liberalisie-
rung, wie sie einst den Politikern vorschwebte, 
gescheitert ist“36. 

 Das „Handelsblatt“ stellte im Januar 2008 fest, 
dass die Privatisierung bei Bürgern „out“ sei37. In 
einer Umfrage wurde festgestellt, dass immer 
mehr Bürger der Privatisierung misstrauen38. So 
sprachen sich 28 Prozent der Befragten im De-
zember 2007 dafür aus, bereits privatisierte 
Dienstleistungen wieder zurück in die öffentliche 
Hand zu übertragen – im Juni 2007 waren 19 
Prozent dafür. Des Weiteren sprachen sich 84 
Prozent der Befragten gegen neue Privatisierun-
gen aus. In der Studie wird vermutet, dass die Er-
fahrungen mit Privatisierungen eher negativ als 

                                                           
32  U. Schulte: Leipziger stoppen Stadtwerke-Verkauf, in: 

die tageszeitung, 29.1.2008. 
33  Keine Privatisierung in Leipzig, in: Frankfurter Allge-

meine Zeitung, 29.1.2008.  
34  Siehe: http://zeus.zeit.de/online/2007/33/zeit3207.pdf, Ta-

belle 8, S. 24 (16.10.2007). 
35  F. Dohmen u.a.: Wie viel Staat braucht das Land?, 

http://www.spiegel.de/spiegel/0,1518,525947,00.html. 
36  Siehe DER SPIEGEL, H. 1 (2008), Rubrik „Standort“.  
37  Bürger misstrauen Privatisierung und rufen nach dem 

Staat, in:  Handelsblatt, 9.1.2008.  
38  Im Auftrag des Deutschen Beamtenbundes wurden im 

Dezember 2007 von der forsa Gesellschaft für Sozial-
forschung und statistische Analyse mbH 1 508 Bürger 
befragt.  
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positiv sind, da Privatisierungen teilweise zu 
deutlich teureren Leistungen bei schlechterer 
Qualität geführt hätten. In diesem Zusammen-
hang wurde etwa auf die gestiegenen Stromprei-
se und die Probleme mit der Deutschen Bahn 
verwiesen. Weitere Privatisierungen würden ins-
gesamt immer kritischer gesehen39.  

 

3.1.3 Meinungsbilder auf politischer 
Ebene 

Nachfolgend werden ausgewählte Meinungsbilder 
auf der politischen Ebene dargestellt.  

 Auf Bundesebene wird etwa die Privatisierung 
der Bundesdruckerei im Jahr 2000 kritisiert. Eini-
ge Innenpolitiker sind mittlerweile der Meinung, 
dass sensible Bereiche wie etwa die Herstellung 
von Banknoten oder Personalausweisen in allei-
niger Obhut des Staates liegen sollten. Ein Zu-
rückkauf von Anteilen an dem ausführenden Un-
ternehmen wird inzwischen überprüft.  

 Im Januar 2008 sprach sich die Bundesjustizmi-
nisterin gegen Privatisierungsansätze aus, die 
Kernbereiche des Staates betreffen, wie etwa 
Dienste der Gerichtsvollzieher, der Registerge-
richte oder der Rechtspflege40.  

 Im Grundsatzprogramm der Hamburger SPD 
(2007) wird sich gegen eine Privatisierung von 
Leistungen der Daseinsvorsorge ausgesprochen. 
Demnach sollen „Kernbereiche öffentlicher Da-
seinsvorsorge nicht den Renditeerwägungen glo-
baler Kapitalmärkte ausgesetzt werden“. Das 
Prinzip der Nachhaltigkeit wird hervorgehoben, 
wobei auf die politische Verantwortung in Berei-
chen der Daseinsvorsorge verwiesen wird, um 
eine „gerechte Verteilung von Lebenschancen zu 
ermöglichen“. Des Weiteren wird angefügt, dass 
„in einer Welt knapper werdender Ressourcen 
dies erforderlich ist und nicht alles dem Markt 
überlassen werden dürfe“41. 

 Das Landtagswahlprogramm (2007) von Bündnis 
90/Die Grünen in Hessen spricht sich gegen wei-

                                                           
39  Vgl. Güllner. 
40  U. Thiede: Das Ende der Euphorie, in: Bonner General-

Anzeiger, 9.1.2008.  
41  Hamburger Programm, Grundsatzprogramm der Sozi-

aldemokratischen Partei Deutschlands, beschlossen auf 
dem Hamburger Bundesparteitag der SPD, 28.10. 
2007. 

tere Privatisierung im Polizeibereich und von Ge-
fängnissen aus42.  

 In einigen Städten sind anscheinend die Privati-
sierungs- bzw. Verkaufsgrenzen von städtischem 
Eigentum erreicht. Im Wahlkampf 2008 um die 
Bürgerschaft in Hamburg wird von der SPD ein 
Stopp der Privatisierung von Stadteigentum ge-
fordert und als Eckpunkt einer zukünftigen Se-
natspolitik aufgeführt43. Der Erste Bürgermeister 
der Stadt Hamburg bedauert frühere Entschei-
dungen, die zu Privatisierungen geführt haben44. 
Die Stadt Hamburg hat mit dem Verkauf der 
Elektrizitätswerke an Vattenfall neben dem Ein-
fluss auf die Preisgestaltung auch eine wichtige 
Einnahmequelle verloren. In Hamburg wird seit 
2008 die „Neugründung“ der Stadtwerke, d. h. 
etwa ein Rückkauf von Versorgungsnetzen und 
Lizenzen, geplant45.  

 Die Stadt Düsseldorf plant in den nächsten Jah-
ren keine weiteren Verkäufe, da die Stadt nach 
Aussage des damaligen Oberbürgermeisters nicht 
„überliquidiert“ werden soll. Es sollen weder 
städtische Wohnungen noch Flughafen- oder 
Messeanteile verkauft werden46.  

An den Beispielen ist zu sehen, dass Privatisierungen 
auch von politischer Seite immer stärker hinterfragt 
werden. 

 

3.2 Allgemeine Beispiele für die Rück-
übertragung durch Kommunen  

Verschiedene Kommunen haben festgestellt, dass 
privatisierte Leistungen mitunter nicht den originären 
Ansprüchen genügen bzw. dass sie selbst die Tätig-
keit genauso gut oder besser durchführen können47. 
Dies hat dazu geführt, dass Kommunen privatisierte 
Leistungserstellungen in ihre operative Gestaltungs-
hoheit zurückgenommen haben. Nachfolgend wer-
den einige Beispiele aufgeführt. 

                                                           
42 Landtagswahlprogramm „Bündnis 90/Die Grünen“ in 

Hessen vom 22.9.2007.  
43  Pressemitteilung der Hamburger SPD, Michael Nau-

mann und Ingo Egloff, siehe: http://www.spd-
hamburg.de/cms/index.php?id=424&tx_ttnews[tt_news] 
=763&tx_ttnews[backPid]=417&cHash=9b28626a64 
(24.11.2007).  

44  Ole von Beust (CDU) Anfang 2008.  
45  Hamburg folgt Trend und gründet eigene Stadtwerke, 

in: Hamburger Abendblatt, 1.10.2008, http://www.abend-
blatt.de/daten/2008/10/01/945735.html (10.10.2008). 

46  Kein weiterer Verkauf städtischen Eigentums, in: Rhei-
nische Post, 28.11.2007.  

47  Privatisierte Leistungen des Bundes wurden bisher nicht 
rückübertragen, weshalb hier kommunale Beispiele 
aufgeführt werden. 
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 In Hannover wurde die Prüfstatik teilprivatisiert. 
Gewünschte Einsparungen konnten nicht erzielt 
werden, weshalb die Stadt die Arbeiten wieder 
weitgehend kommunal erledigen will48.  

 Neun Gemeinden im Kreis Coesfeld wollen im 
Rahmen einer interkommunalen Zusammen-
arbeit einen gemeinsamen Betrieb zur Sicherung 
der Daseinsvorsorge (Infrastrukturgesellschaft) 
gründen49. Der Zweck besteht vor allem in der 
Gestaltung von kommunalfreundlichen Konzes-
sionsverträgen mit Ver- und Entsorgungsunter-
nehmen. Arbeitsplätze sollen in der Region gesi-
chert und eine fehlende flächendeckende Ver-
sorgung – etwa mit schnellen Telekommuni-
kationsverbindungen – ermöglicht werden.  

 In Potsdam sollten durch die Privatisierung 
(49 Prozent) der Wasserbetriebe die Verbraucher-
preise sinken und Kosten für die Kommune ver-
ringert werden. Zwischen den Jahren 1998 und 
2000 hatten sich hingegen die Gebühren pro 
Kubikmeter Wasser erheblich verteuert – weitere 
Erhöhungen wurden geplant. Die Stadt Potsdam 
kündigte daraufhin die Verträge mit den privaten 
Mitgesellschaftern. Die Rückabwicklung der Pri-
vatisierungsverträge war mit erheblichen Kosten 
für die Kommune verbunden.  

 Die Gemeinde Nümbrecht (17 000 Einwohner) 
kaufte Mitte der 1990er-Jahre das Stromnetz des 
Energieversorgers RWE. Die Kosten für die Über-
nahme der Infrastruktur sowie die Entflechtung 
des Stromnetzes beliefen sich auf 5,5 Mio. Euro. 
Seit dem 1. Mai 1998 betreiben die Gemeinde-
werke das Netz. Der erwirtschaftete Gewinn lag 
zwischen 150 000 und 200 000 Euro im Jahr, 
zudem wurden 150 000 Euro an Gewerbesteuer 
an die Gemeinde abgeführt. Die größere Effi-
zienz der Gemeindewerke mache günstige Preise 
möglich. Des Weiteren wird der besonders gute 
Service hervorgehoben. Der Geschäftsführer sieht 
den kommunalen Betrieb als kommunales 
Dienstleistungszentrum, das ein Partner der Bür-
ger sei, bei denen das Gemeinwohl vor dem 
Strompreis stehe50.  

 In Freiburg wurden Reinigungsaufträge an Private 
vergeben, wobei nach einigen Jahren festgestellt 
wurde, dass die Leistung zwar preisgünstiger, 

                                                           
48  „Hannover holt Prüfstatiker zurück in die Kommune“, 

Oktober 2006, siehe: http://kommunaleverwal-
tung.verdi.de/ (4.2.2008). 

49  A. Uphues: Die Münsterländer Rekommunalisierungs-
rebellen, in: Energiewirtschaft, Demo 9, 2007.  

50  Eine Kommune kauft ihr Stromnetz, in: Frankfurter All-
gemeine Zeitung, 23.8.2008.  

aber die Qualität nicht immer ausreichend war. 
So wurden auf kommunaler Ebene neue Arbeits-
zeitmodelle entwickelt und technisches Know-
how angeschafft, woraufhin die Verträge mit den 
Privaten gekündigt wurden. Mit der Neu-
organisation konnten 800 000 Euro pro Jahr ge-
spart werden51. 

 

4. Rückübertragungen im Bereich 
der Abfallwirtschaft 

In den letzten Jahrzehnten haben viele Kommunen 
Leistungen aus Bereichen der Abfallwirtschaft auf 
private Dritte übertragen. Hierbei handelte es sich 
um funktionale Privatisierungen. Insgesamt ist der 
Grad der Privatisierung in Deutschland von Bundes-
land zu Bundesland unterschiedlich. Die Hausmüll-
entsorgung wird in den Bundesländern Mecklen-
burg-Vorpommern, Brandenburg und Baden-
Württemberg mehrheitlich, d. h. zu über 80 Prozent, 
von privaten Anbietern erledigt. Die Quote in Nord-
rhein-Westfalen liegt bei weniger als 50 Prozent, 
wohingegen die Abfallwirtschaft in den Stadtstaaten 
Berlin und Hamburg weiterhin ganz in der kom-
munalen Hand liegt. Nunmehr hat in den letzten 
Jahren eine größere Anzahl der Kommunen Sammel-
leistungen in die eigene operative Hoheit rücküber-
tragen. Die in diesem Kapitel aufgeführten Beispiele 
wurden bei einem vom Difu durchgeführten Fachge-
spräch vorgestellt und diskutiert.  

 

4.1 Fallbeispiele  

Im Folgenden wird die Rückübertragung von Leis-
tungen anhand von kommunalen Beispielen aus ei-
ner Großstadt (Aachen) sowie verschiedenen Land-
kreisen (Böblingen, Lüneburg) und Gemeinden (Krei-
se Aachen und Düren) im Bereich der Abfallwirt-
schaft dargestellt. Insgesamt wurde die Rücküber-
tragung im Bereich der Abfallwirtschaft vornehmlich 
von kleineren Städten sowie Landkreisen vollzogen, 
da diese im Gegensatz zu größeren Städten in der 
Vergangenheit verstärkt Privatisierungen durchge-
führt hatten. Die Auswahl der Fallbeispiele hätte 
durch weitere Landkreise, wie etwa den Rhein-
Hunsrück-Kreis oder den Rhein-Sieg-Kreis, erweitert 
werden können.  

                                                           
51  „Von wegen: Private reinigen billiger und besser“, sie-

he: http://schulen.verdi/veranstaltungen/4._bundesfachta-
gung/reinigung_freiburg (4.2.2008).  
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4.1.1 Stadt Aachen 

Aachen ist eine nordrhein-westfälische kreisfreie 
Stadt im Regierungsbezirk Köln. Die Stadt zählt mit 
ca. 250 000 Einwohnern zu den Verdichtungs-
räumen des Landes und ist zum Teil industriell ge-
prägt. Die Abfuhr von Abfällen wird vom Aachener 
Stadtbetrieb durchgeführt, der sich u. a. auch für die 
Stadtreinigung sowie Straßenunterhaltung verant-
wortlich zeigt. Der Stadtbetrieb beschäftigt bei einem 
Umsatz von 55,3 Mio. Euro im Jahr 2006 derzeit ca. 
600 Mitarbeiter. Zu den Aufgaben im Bereich der 
Abfallwirtschaft zählen neben der Sammlung, Ver-
wertung und Entsorgung von Abfällen auch der Be-
trieb von Recyclinghöfen, Containerdiensten sowie 
das Erstellen des Abfallwirtschaftskonzeptes und die 
Abfallberatung. Der Stadtbetrieb ist ein Eigenbetrieb, 
d. h. er ist wirtschaftlich selbständig, aber rechtlich 
ein fester Bestandteil der Stadt Aachen. Der Stadtbe-
trieb Aachen bedient traditionell die Aachener In-
nenstadt. Im alten Stadtgebiet konnten die Gesamt-
kosten im Bereich der Abfallwirtschaft zwischen den 
Jahren 2003 und 2007 um über 20 Prozent reduziert 
werden. In den äußeren Aachener Stadtbezirken (ca. 
85 000 Einwohner), die im Zuge einer Gemeinde-
reform (1972) in den Stadtbereich aufgenommen 
wurden, wird die Abfallentsorgung bislang von pri-
vaten Dritten operativ durchgeführt. Zukünftig sollen 
auch diese Bezirke von der kommunalen Abfuhr be-
dient werden.  

Im Bereich der Aachener Innenstadt werden derzeit 
mit der Sammlung von Rest- und Bioabfall ca. 
45 000 Behältnisse vom Stadtbetrieb geleert. Die 
Leerung der verbleibenden ca. 35 000 Gefäße in den 
äußeren Stadtbezirken soll nun ebenfalls in den ope-
rativen Bereich des Stadtbetriebs fallen und zukünftig 
nicht mehr ausgeschrieben werden. Im Vorfeld die-
ser Entscheidung, stellten die Stadtbetriebe eine Be-
trachtung verschiedener Aspekte der aktuellen und 
zukünftigen Tätigkeiten an. Die Untersuchung bezog 
sich auf die geplante Abholung von Rest- und Bio-
abfall wie auch von Sperrmüll aus den Stadtbezir-
ken. So wurde der Aufgabenumfang in einem ersten 
Schritt qualitativ und quantitativ definiert, um die 
Ausgangslage gut abschätzen zu können. Neben 
wirtschaftlichen Aspekten wurden des Weiteren 
Standards, die sich an Marktverhältnissen orientieren 
sollen, überprüft. Dies umfasst u. a. die Gehälter, die 
Ausrichtung des Leistungsniveaus sowie die Wirt-
schaftlichkeit. Ein kontinuierliches Monitoring von 
Leistungen und Kosten in den operativen Bereichen 
soll eingeführt werden. Bei einer weiteren Berech-
nung wurden Kosten für etwaige neue Behälter, die 
Einstellung von Personal (Fahrer, Lader) und die An-
schaffung von Fahrzeugen berücksichtigt. Hierbei 

wurden die üblichen Tarifverträge zugrunde gelegt. 
Die ermittelten Kosten wurden mit den voraussicht-
lichen Kosten eines beauftragten Dritten für diese 
Leistungserstellung verglichen. Aufgrund der An-
nahmen und Berechnungen kam der Stadtbetrieb zu 
dem Ergebnis, dass im Rahmen der operativen 
Durchführung der Abholung auch in den äußeren 
Stadtbezirken finanzielle Einsparungen im sechs-
stelligen Bereich verglichen mit den Kosten für die 
Leistung durch Dritte möglich sind. Die Kommunal-
politik unterstützt den Schritt einer Rückübertragung 
auf die Stadtbetriebe, die inzwischen eingeleitet wurde.  

 

4.1.2 Landkreis Böblingen 

Der Landkreis Böblingen liegt in Baden-Württemberg 
im Regierungsbezirk Stuttgart und besitzt ländliche 
wie auch sehr stark industrialisierte Gebiete. Die 
Einwohnerzahl lag im Jahr 2006 bei insgesamt 
370 000, wobei die Städte Sindelfingen und Böblin-
gen jeweils mehr als 25 000 Einwohner haben. Tra-
ditionell wurde die Abfallentsorgung von der land-
kreiseigenen Abfallwirtschaft Landkreis Böblingen 
selbst durchgeführt. Mitte der 1990er-Jahre wurde im 
Bereich der Abfallwirtschaft ein dualer Weg einge-
schlagen. Auf der einen Seite wurde die Müllabfuhr 
in zwei Bezirken des Landkreises auf private Dritte 
übertragen und auf der anderen Seite in einem Be-
zirk, zunächst befristet bis Ende 1999, in öffentlicher 
Hand belassen. Der Landkreis wurde somit in die 
drei Abfuhrbezirke Böblingen/Sindelfingen/Schön-
buchlichtung (1), Leonberg (2) und Herrenberg (3) 
aufgeteilt. Ein Ziel des dualen Weges bestand darin, 
die Leistungsfähigkeit der öffentlichen Abfallabfuhr 
im Vergleich mit den Privaten zu überprüfen.  

Ab dem 1. Januar 1996 übernahmen die Abfallwirt-
schaftsbetriebe des Landkreises Böblingen die Samm-
lung und den Transport von Rest- und Bioabfall für 
den Bezirk Böblingen/Sindelfingen/Schönbuchlich-
tung (203 000 Einwohner) sowie die Sperrmüllabfuhr 
auf Abruf für den ganzen Landkreis. Die Sammlung 
und der Transport von Rest- und Bioabfall sowie 
Grünabfall wurden in den Gebieten Leonberg 
(108 000 Einwohner) und Herrenberg (61 000 Ein-
wohner) auf private Dritte übertragen. Die Abfall-
wirtschaftsbetriebe standen somit vor der Herausfor-
derung, eine moderne Aufbauorganisation für die 
Müllabfuhr zu schaffen, wobei flexible Strukturen 
mit einem variablen Mitarbeitereinsatz eingeführt 
wurden. Allein durch die Verlagerung des Standortes 
konnten jährliche Kosteneinsparungen von 85 000 
Euro erzielt werden. Durch die Mitbenutzung von 
Betriebsräumen sowie die Errichtung einer neuen Be-
triebswerkstatt in direkter Nähe des Restmüllheiz-
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kraftwerkes konnten weitere Kosten eingespart wer-
den. Außerdem wurden Fahrzeuge des Fuhrparks 
aussortiert und dieser auf insgesamt zwölf moderne 
Fahrzeuge reduziert. Bei einer Überprüfung der Wirt-
schaftlichkeit des Abfallwirtschaftsbetriebs (Rest-, 
Sperr-, Biomüll und Altpapier) im Vergleich zu den 
privaten Entsorgern zum Stichtag Ende 1999 konnte 
festgestellt werden, dass die öffentliche Müllabfuhr 
insgesamt einen Kostenvorteil von ca. 286 000 Euro 
gegenüber den Dritten aufwies. Auf Basis des Ergeb-
nisses wurde beschlossen, den 1. Bezirk nicht zu 
privatisieren.  

Durch weitere Modifizierungen wie etwa die Ver-
einheitlichung des Fahrzeugparks, die Einführung 
neuer Restmüllbehälter (120/240 l) und einer elek-
tronischen Leererfassung sowie die Implementierung 
eines 2-Schicht-Betriebs konnten weitere Kosten ein-
gespart werden. Vor dem Hintergrund dieser guten 
Ergebnisse wurde die Rückübertragung der operati-
ven Leistungen aus den anderen Bezirken diskutiert. 
Als Ergebnis wurde daraufhin der auslaufende Ver-
trag mit dem privaten Dritten im Abfuhrbezirk Her-
renberg nicht weiter verlängert und die Entsorgung in 
dem Bezirk von der Kommune übernommen (2004). 
Mit diesem Schritt konnten Kosten von ca. 550 000 
Euro eingespart werden. Die Abfuhr im Bezirk Leon-
berg sollte in 2003 europaweit ausgeschrieben wer-
den. Doch wurde im Landkreis Böblingen die Frage 
gestellt, ob es nicht vorteilhaft sei, die Abfuhr in al-
len Bezirken des Landkreises zu übernehmen. So 
wurde auch die Möglichkeit einer Rückübertragung 
des Abfuhrbezirks Leonberg in die Eigenregie über-
prüft. Fragen der Wirtschaftlichkeit und Effizienzsi-
cherung wurden hierbei besonders fokussiert. Es 
wurde errechnet, dass eine Rückübertragung einer 
Neuausschreibung vorzuziehen sei, da somit Kosten 
in Höhe von ca. 330 000 Euro eingespart werden 
könnten – dies trotz höherer Personalkosten von 
ca. zehn Prozent und einer freiwilligen Zulage für 
die Mitarbeiter (ca. 83 000 Euro).  

Im Dezember 2007 beschloss der Kreistag, den aus-
laufenden Vertrag mit dem privaten Dritten nicht zu 
verlängern und auch nicht europaweit auszuschrei-
ben, sondern ab dem Jahr 2009 die Abfuhr in eige-
ner Regie durchzuführen. Neben den wirtschaftli-
chen Gründen wurden auch Aspekte der Qualität als 
Begründung für einen solchen Schritt angesprochen. 
So mussten teilweise die öffentlichen Entsorger den 
Privaten hinterherfahren, um nicht ausgeführte Tätig-
keiten zu erledigen. Zudem wurde im Frühjahr 2006 
die Abfuhr von Abfällen durch Private aufgrund star-
ken Schneefalls eingestellt, wohingegen die öffentli-
chen Fahrzeuge noch fuhren.  

Bei der Abfallwirtschaft Böblingen sind 167 Mitar-
beiter und 105 geringfügig Beschäftigte tätig; es 
konnte im Jahr 2006 ein Überschuss von 1,7 Mio. 
Euro erzielt werden. Die Müllgebühren wurden, 
nachdem sie mehr als zehn Jahre stabil waren, im 
Jahr 2008 im Vergleich zum Vorjahr um über zehn 
Prozent gesenkt.  

 

4.1.3 Landkreis Lüneburg 

Der ländlich geprägte Landkreis Lüneburg liegt im 
nordöstlichen Niedersachsen (Lüneburger Heide) 
und hatte in 2007 ca. 176 000 Einwohner, wobei der 
größte Ort mit ca. 72 000 Einwohnern die Stadt Lü-
neburg ist. Im Landkreis Lüneburg wird die kommu-
nale Abfallwirtschaft von zwei öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgern durchgeführt. Für den Bereich 
der Stadt Lüneburg ist die Stadt selbst und für das 
Landkreisgebiet (ohne die Stadt Lüneburg) der Land-
kreis zuständig. 

Vor mehr als 25 Jahren haben die öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger eine gemeinsame 
GmbH gegründet, die Gesellschaft für Abfallwirt-
schaft Lüneburg mbH (GfA). Die Stadt Lüneburg so-
wie der Landkreis Lüneburg halten als Gesellschafter 
50 Prozent der Anteile. Aufgabe der GfA war es, eine 
gemeinsame Zentraldeponie im Landkreis Lüneburg 
für beide Gesellschafter zu errichten und zu betrei-
ben. Derzeit sichert die GfA die Abfallentsorgung im 
Landkreis Lüneburg einschließlich der Stadt Lüne-
burg dadurch, dass sie für die Abfallerzeuger neben 
der mechanisch-biologischen Vorbehandlungsanlage 
ein Kompostwerk sowie eine Sonderabfallannahme-
stelle etc. vorhält und betreibt. Die GfA bewirtschaf-
tet die Abfuhrgebiete für beide Entsorgungsträger je-
weils getrennt (Behältergestellung, Abfallberatung, 
Veranlagung etc.). Für das Stadtgebiet Lüneburg führt 
die GfA seit längerem die Müllabfuhr mit städti-
schem Personal durch.  

Im Abfuhrgebiet des Landkreises Lüneburg wurde die 
Tätigkeit der Einsammlung und Beförderung bisher 
immer durch beauftragte Dritte erledigt, die durch 
öffentliche Ausschreibungen ermittelt wurden. Be-
gründet wird die Vergabe auf Basis einer Ausschrei-
bung etwa mit gebührenrechtlichen Vorteilen, da 
somit ein Nachweis für die wirtschaftlichste Rege-
lung gegeben ist. Daraufhin entschieden sich in der 
ersten Jahreshälfte 2006 die politischen Gremien des 
Landkreises Lüneburg dazu, den bestehenden Ver-
trag mit dem damaligen beauftragten privaten Ent-
sorger fristgerecht zu kündigen und den Auftrag er-
neut europaweit auszuschreiben. Im Rahmen der 
Ausschreibung haben 25 Abfallwirtschaftsunterneh-
men die Ausschreibungsunterlagen angefordert, und 
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sieben Unternehmen haben ein Angebot beim Land-
kreis Lüneburg abgegeben.  

Eine Beteiligung der GfA an der Ausschreibung wur-
de von der politischen Seite unterstützt. Für die Aus-
schreibung hatte die GfA, auf Basis der Ergebnisse 
und Erfahrungen in den bestehenden Abholgebieten 
(Stadt Lüneburg), die Kosten für eine Erweiterung des 
Abfuhrgebiets errechnet. Ein Vergleich der gebühren-
relevanten Kosten der Abfall- und Wertstoffabfuhr 
zeigte, dass bei der Einsammlung und Beförderung 
von Abfällen Möglichkeiten der Kosteneinsparung 
bestehen. So kann die GfA vor allem Synergieeffekte 
nutzen, die ein konkurrenzfähiges Angebot möglich 
machten. Nach der Prüfung der Angebote wurde 
festgestellt, dass die GfA das wirtschaftlichste Ange-
bot abgegeben hatte. Anfang 2007 kam es durch 
zwei nicht erfolgreiche Mitbewerber aus der privaten 
Abfallwirtschaft zu Einsprüchen bzw. Rügen bei der 
Vergabekammer, welche letztlich wohl aus Gründen 
der Aussichtslosigkeit zurückgezogen wurden. Im 
Februar 2007 wurde der GfA der Auftrag zur Erfül-
lung der Leistung erteilt. Seit Januar 2008 führt die 
GfA die kommunale Müllabfuhr nun auch im Kreis-
gebiet durch. 

Gegenüber dem vorhergehenden Abfuhrvertrag wer-
den Kostenersparnisse von bis zu 20 Prozent erwar-
tet. Diese positive Entwicklung soll an die An-
schlussnehmer durch niedrigere Abfallgebühren wei-
tergegeben werden. 

 

4.1.4 Gemeinden und Städte der Kreise 
Aachen und Düren 

Die Kreise Aachen und Düren liegen im äußersten 
Westen von Nordrhein-Westfalen und gehören beide 
zum Regierungsbezirk Köln. Im Jahr 2006 hatte der 
Kreis Aachen 310 093 Einwohner (die kreisfreie Stadt 
Aachen gehört nicht zum Kreisgebiet) und der Kreis 
Düren 272 232 Einwohner. Der Kreis Aachen ist 
durch mittelgroße Städte (25 000 – 60 000 Einwoh-
ner) sowie mittelständische Betriebe und Industrie-
unternehmen geprägt, wohingegen der Kreis Düren 
ländlicher ist, aber mit der Stadt Düren (93 000 Ein-
wohner) eine Mittelstadt besitzt. Die Abfallwirtschaft 
in den beiden Kreisen wurde von wenigen privaten 
Abfallwirtschaftsbetrieben durchgeführt. So wurde 
die Abfallentsorgung im Kreis Aachen in sieben von 
neun Gebietskörperschaften von einer einzigen Fir-
mengruppe erledigt. Ein ähnliches Bild war im Kreis 
Düren vorzufinden, in dem in zwölf von 14 Gebiets-
körperschaften der Abfall von derselben privaten 
Firmengruppe entsorgt wurde. Die bisher homogene 
Entsorgungslandschaft wurde mit der Gründung des 

Zweckverbandes Regioentsorgung als Anstalt des öf-
fentlichen Rechts im Jahr 2005 heterogener.  

Verschiedene kommunale Gebietskörperschaften aus 
den Landkreisen Aachen sowie Düren haben sich 
zur Erledigung von Aufgaben der Abfallwirtschaft 
gemeinsam im Zweckverband Regioentsorgung or-
ganisiert. Zunächst gründeten im Jahr 2005 vier Städ-
te und Gemeinden (72 000 Einwohner) den Zweck-
verband Regioentsorgung und traten dem Verband 
auch gleichzeitig bei. Die Verträge mit dem bisheri-
gen privaten Entsorger wurden gekündigt und die 
Aufgaben der Kommunen der Sammlung und des 
Transports auf den Zweckverband übertragen52. Be-
gründet wurden diese Schritte damit, dass in den 
letzten Jahren eine Quasi-Monopolstellung einer pri-
vaten Firmengruppe entstanden sei. So lagen die Zie-
le der Verbandsgründung in der Schaffung transpa-
renter Strukturen und von Gebührensicherheit, der 
Sicherung von Abfallmengen für die eigenen Be-
handlungsanlagen und von zuverlässigen Sozial- und 
Umweltstandards sowie in der Schaffung neuer 
Handlungsflexibilität und Wirtschaftlichkeit. Weitere 
Gründe, die einen Einfluss auf die kommunale Ent-
scheidung zur Rückübertragung hatten, waren die 
Schaffung von Arbeitsplätzen in der Region, die Re-
duzierung der Kosten sowie Unzufriedenheit mit EU-
weiten Ausschreibungen. Die Gründung des Ver-
bandes führte dazu, dass Ende 2005 in vier Gebieten 
(Inden, Langerwehe, Linnich, Würselen) neue Behäl-
ter für die Abfallentsorgung verteilt wurden. Anfang 
2006 wurde mit dem operativen Betrieb begonnen. 
Im Anschluss an den Start schlossen sich weitere 
Kommunen dem Zweckverband an. So beschlossen 
bereits im Juni 2006 zwei Kommunen (Alsdorf, Her-
zogenrath), im Juni 2007 drei weitere Kommunen 
(Baesweiler, Roetgen, Simmerath) und ab dem Jahr 
2009 die Gemeinde Niederzieher, dem Zweckver-
band beizutreten (insg. 232 000 Einwohner). Somit 
werden ab dem Jahr 2009 bisher zehn Kommunen 
der Kreise Aachen und Düren durch den Zweckver-
band bedient. Alle aufgezählten Kommunen kün-
digten die Verträge mit den privaten Entsorgern und 
übertrugen ihre Aufgaben der Sammlung und des 
Transports auf den Entsorgungszweckverband. Die 
Regioentsorgung hat für die Umstellung der Abfall-
wirtschaft in den jeweiligen Kommunen eine Kalku-
lation auf Basis des bisherigen Systems durchgeführt 
und in Zusammenarbeit mit den Kommunen mitun-
ter auch neue Abfuhrsysteme entwickelt. Ein weiterer 

                                                           
52  Aufgaben wie etwa die Beseitigung von „wild“ abgela-

gertem Müll, Leeren von Straßenpapierkörben, Reini-
gung von Containerstandorten, Verträge mit dem Dua-
len System Deutschland (DSD) und die Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten wurden nicht übertragen und 
verblieben bei den Kommunen.  
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Punkt zur Schaffung wettbewerbsfähiger Randbe-
dingungen war die Orientierung der Gehälter am Ta-
rif der Entsorgungswirtschaft (TV-BDE), wobei Mit-
arbeiter, die unter den Bestandsschutz fallen, weiter 
nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
(TVöD) bezahlt werden. Gegen die Gründung des 
Zweckverbandes sowie die Aufgabenübertragung 
durch die vier Mitglieder auf den Verband wurde 
von einem privaten Mitbewerber Klage bei verschie-
denen Institutionen wie der Vergabekammer in Köln 
und dem Oberlandesgericht (OLG) in Düsseldorf 
eingereicht. Es konnte festgestellt werden, dass der 
Vorgang vergaberechtskonform war. Auch die Be-
schwerde beim OLG wurde abgelehnt (2006). Die 
eingeschaltete EU-Kommission beschloss eine Ein-
stellung des Verfahrens (2007). 

Die Regioentsorgung beschäftigt seit Januar 2008 
rund 88 Mitarbeiter. Im Kreis Aachen sind die Ent-
sorgungsgebühren für eine Tonne Restabfall von 
379,37 Euro in 2003 auf 199,13 Euro (inkl. Grund-
gebühr) im Jahr 2007 gesunken. 

 

4.2 Ergebnisse  

Auf der Grundlage des durchgeführten Expertentref-
fens, der Telefoninterviews sowie anhand der oben 
beschriebenen Fallbeispiele werden nachfolgend Kri-
terien und Faktoren, die für eine Rückübertragung im 
Bereich der Abfallwirtschaft gesprochen haben, dar-
gestellt. In einem zweiten Schritt wird erläutert, in-
wieweit sich die Übertragbarkeit der Fallbeispiele 
sowie der identifizierten Kriterien/Faktoren auf ande-
re Kommunen übertragen lassen.  

 

4.2.1 Identifizierte Kriterien und Faktoren  

Die Rückübertragung operativer Dienstleistungen auf 
die Kommunen wurde häufig mit möglichen Kosten-
ersparnissen begründet. Es wurde festgestellt, dass 
die öffentliche Hand bei entsprechenden Rahmen-
bedingungen und der Ausnutzung kommunaler Stär-
ken Dienstleistungen im Bereich der Abfallwirtschaft 
mitunter preiswerter als die Privatwirtschaft anbieten 
kann53. Im Vergleich zu Altverträgen wurden Er-
sparnisse von bis zu 30 Prozent genannt. Eine euro-
paweite Ausschreibung ist zudem aufwändig und mit 
nicht unerheblichen Kosten sowie Zeitaufwand ver-

                                                           
53  Auch in anderen Kommunen wurden Rückübertragun-

gen im Bereich der Abfallwirtschaft durchgeführt, wo-
bei Einsparungen erreicht wurden. So konnten im 
Rhein-Hunsrück-Kreis wie auch in Bergkamen die Kos-
ten für die Abfuhr um ca. 30 Prozent gesenkt werden. 
Im Landkreis Uckermark konnten die Gebühren in 
2006 um 6,5 Prozent gesenkt werden. In der Stadt 
Dietzenbach wurde der zehnjährige Vertrag mit einem 
großen Entsorger aus Ersparnisgründen gekündigt. 

bunden. Kommunen haben gegenüber der Privat-
wirtschaft zwei weitere Vorteile. Auf der einen Seite 
müssen Kommunen keine Gewinne erzielen, und auf 
der anderen Seite zahlen Kommunen eine geringere 
Umsatzsteuer54. Die Kostenersparnisse werden in der 
Regel an den Bürger durch eine Reduzierung der Ab-
fallgebühren weitergegeben. Kommunen greifen bei 
der Rückübertragung auf eine ihren individuellen Be-
dürfnissen entsprechende kommunale Organisations-
form (Eigenbetrieb, Zweckverband etc.) zurück. Des 
Weiteren wurde festgestellt, dass Kommunen eine ef-
fiziente operative Umsetzung der Leistungen auch aus 
der ökonomischen Perspektive gewährleisten können.  

Ein weiterer Grund, der pro Rückübertragung von 
Dienstleistungen genannt wird, bezieht sich auf ein 
regionales Marktversagen, das vor allem auf markt-
beherrschende Stellungen einiger Entsorgungskon-
zerne zurückzuführen ist. Diese Ausgangslage führte 
in den betroffenen Gebieten nicht zur Reduzierung 
von Entsorgungspreisen und somit zum Verfehlen 
der Privatisierungsziele.  

Die Stärkung der eigenen Region ist den Kommunen 
ein Anliegen. So werden bei den Kommunen für die Er-
ledigung der Dienstleistungen in der Regel Mitarbeiter 
aus der Region eingestellt. Bei einer Beauftragung 
privater Dritter ist dies nicht zwingend gewährleistet.  

Ein anderer sozialer Aspekt, der von den Kommunen 
genannt wird, bezieht sich auf die in der privaten 
Abfallwirtschaft gezahlten Gehälter. Für privat be-
schäftigte Mitarbeiter, die einfache Tätigkeiten 
durchführen, existiert im Vergleich zu kommunalen 
Betrieben in der Regel ein Gehaltsgefälle. Bei Altver-
trägen, d. h. bei Mitarbeitern, die unter Bestands-
schutz stehen, bezahlen Kommunen nach dem 
BMTG/TVöD. Bei Neueinstellungen orientieren sich 
die Kommunen häufig am TVöD (neu) oder am Ta-
rifvertrag des Bundesverbandes der Deutschen Ent-
sorgungswirtschaft (BDE). In der privaten Abfallwirt-
schaft werden mitunter Gehälter bezahlt, die weit 
unterhalb dieser Tarife liegen. Geringe Gehälter füh-
ren zu einer Schwächung der regionalen Wirtschaft.  

Als weiteres Argument für eine Rückübertragung von 
vormals privatisierten Dienstleistungen wird die 
Rückgewinnung von politischem Einfluss in den ent-
sprechenden Bereichen durch die Kommune ge-
nannt. Kommunale Einfluss-, Steuerungs- und Kon-
trollmöglichkeiten sind einfacher umzusetzen, wenn 
die operative Tätigkeit in der kommunalen Hand liegt.  

Von den Kommunen wird die Qualität und Siche-
rung der Leistungserstellung als weiteres Argument 

                                                           
54  Kommunen zahlen auf den Gewinnzuschlag sowie auf 

Personalkosten keine Umsatzsteuer. 
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aufgeführt. Diese muss immer in gleicher Weise ga-
rantiert sein, unabhängig davon, ob sie von Privaten 
oder der öffentlichen Hand durchgeführt wird. Vor 
diesem Hintergrund wurde von Kommunen beklagt, 
dass in einigen Fällen die beauftragten privaten Dienst-
leister ihre Aufgaben nicht immer in der gewünsch-
ten Qualität erfüllt hätten. Damit sei eine sichere und 
verlässliche Müllabfuhr nicht immer gewährleistet.  

Des Weiteren wurde erwähnt, dass Kommunen ins-
gesamt bürgerfreundlicher agieren können, da sie in 
kleineren Strukturen arbeiten und dem Bürger als di-
rekter Ansprechpartner zur Verfügung stehen. Insge-
samt sei der Service von Kommunen besser als bei 
privaten Entsorgungsunternehmen.  

Von den Kommunen wurde der demographische 
Wandel in Deutschland als zukünftiges Risiko für die 
flächendeckende hochwertige Entsorgung angespro-
chen. Es wird erwartet, dass sich private Anbieter 
langfristig auf urbane Regionen konzentrieren, in de-
nen mit der Abfuhr höhere Gewinne erzielt werden 
können. Diese so genannte „Rosinenpickerei“ würde 
dazu führen, dass ein Teil der Bürger, vor allen in 
ländlichen Bereichen, langfristig nur unter hohen 
Kosten weiter bedient wird. Kommunen werden den 
Bürgern auch in solchen Fällen eine qualitativ hoch-
wertige und günstige Müllabfuhr anbieten.  

Die Rückübertragung von operativen Dienstleistun-
gen dient der Sicherstellung der Auslastung eigener 
Anlagen. Viele Kommunen besitzen eigene Abfallbe-
handlungsanlagen, die ausgelastet werden müssen, 
um eine Gebührenstabilität zu gewährleisten. Neben 
den ökonomischen und sozialen Aspekten werden 
von den Kommunen mitunter auch Argumente für 
eine Verbesserung der ökologischen Effizienz für den 
Schritt einer Rückübertragung genannt. Ökologie- 
und Ressourcenaspekte könnten stärker berücksich-
tigt werden.  

4.2.2 Verfahren der Rückübertragung   

Zunächst sind auslaufende Verträge mit privaten 
Dritten eine Voraussetzung für eine Rückübertra-
gung, wenn eine vorzeitige Beendigung des Vertra-
ges seitens der Kommune nicht möglich ist. Ein we-
sentliches Element des kommunalen Entscheidungs-
prozesses für oder gegen eine Rückübertragung ist 
die Überprüfung relevanter Kriterien (ökonomisch, 
sozial, ökologisch) durch verantwortliche kom-
munale Entscheidungsträger. Hierbei könnte die Er-
arbeitung eines Kriterienkatalogs hilfreich sein. As-
pekte wie die Inhouse-Vergabe oder das EU-Ver-
gaberecht können hier zunächst als sekundär be-
trachtet werden. Die Überprüfungskriterien können 
je nach Ausgangslage der Kommune sowie je nach 
politischem Willen unterschiedliche Priorität bei 
dem Entscheidungsprozess besitzen. Auf Basis einer 
ersten Kriterienüberprüfung sollte ein Konzept ent-
wickelt werden, in dem mögliche kommunale Maß-
nahmen und deren Auswirkungen (Risiken/Chancen) 
beschrieben sind. Die Anforderungen an die Ent-
wicklung von Maßnahmen sind individuell unter-
schiedlich, was auch an den Fallbeispielen abzule-
sen ist. Möglichkeiten einer optimierten EU-weiten 
Ausschreibung sollten zudem überprüft werden. Die 
Ergebnisse sollten den politischen Entscheidungs-
trägern vorgelegt werden. Letztendlich wird eine Ent-
scheidung für oder gegen eine Rückübertragung auf 
politischer Ebene, entweder vom Stadt- bzw. Land- 
oder dem Gemeinderat, getroffen. Wenn sich die po-
litischen Entscheidungsträger für eine Rücküber-
tragung der operativen Dienstleistung entschieden 
haben, müssen die im Konzept aufgeführten Maß-
nahmen implementiert werden. Die Abbildung 1 
skizziert ein kommunales Entscheidungs- und Um-
setzungsszenario für eine Rückübertragung bzw. 
weitere Auftragsvergabe an Dritte.  

Abbildung 1: Kommunales Entscheidungs- und Umsetzungsszenario im Bereich der Abfallwirtschaft 

 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Generell ist zu beachten, dass die Ausgangssituation 
individuell von Kommune zu Kommune unterschied-
lich ist und die in Kapitel 4.2.1 aufgeführten Kriterien 
nicht für jede Kommune gleichermaßen relevant 
sind. Eine möglichst effiziente Organisation der ope-
rativen Leistungserstellung sollte insgesamt das Ziel sein.  

 

4.3 Diskussion  

Die für die Entscheidungsfindung aufgeführten Krite-
rien und Faktoren können unter die Begriffe „Ökono-
mie“, „Soziales“ und „Ökologie“ subsumiert werden. 
Nachfolgend werden verschiedene Aspekte der 
Rückübertragung diskutiert.  

4.3.1 Ökonomische Aspekte 

Ökonomische Vorteile, die durch eine Rückübertra-
gung realisiert werden können, wurden von Ge-
sprächspartnern als wesentlich hervorgehoben. Dies 
ist vor allem eine Reaktion auf die angespannte Fi-
nanzlage vieler Kommunen. Trotz einer insgesamt 
positiven kommunalen Finanzentwicklung in den 
letzten Jahren stehen weiterhin viele Kommunen 
aufgrund hoher Schuldenlasten unter Druck. Unab-
hängig von der finanziellen Lage begründen Kom-
munen die Überprüfung von auslaufenden Verträgen 
mit dem Wirtschaftlichkeitsgebot, das in den Ge-
meindeordnungen festgeschrieben ist. Analog dazu 
sind sie verpflichtet, eine Neuausschreibung bzw. 
Rückübertragung zu prüfen. Vor diesem Hintergrund 
kann der Vorgang der Überprüfung einer Rücküber-
tragung als „normaler Schritt“ angesehen werden55. 
Der Preis, der für die Dienstleitung erbracht werden 
muss, ist somit ein wesentliches Kriterium für eine 
Rückübertragung56. Mit ihr soll eine Entlastung des 
öffentlichen Haushalts sowie eine erhöhte Wirtschaf-
tlichkeit der Leistung insgesamt erzielt werden. 
Demnach ist eine Rückübertragung vor allem sinn-
voll, wenn die Leistung für die Bürger preislich güns-
tiger angeboten werden kann. Dass eine Privatisie-
rung nicht zwangsläufig zu günstigen Preisen führt, 
wurde auch durch eine Studie eines Beratungsunter-
nehmens bestätigt, wonach „die Privaten nicht im-
mer kostengünstiger als öffentliche Betriebe sind“57. 

                                                           
55  In Nordrhein-Westfalen hat sich zum Beispiel der 

kommunale Anteil an Dienstleitungen in der Abfall-
wirtschaft von 48 auf 52 Prozent erhöht. 

56  H. Gaßner: Chancen und Risiken bei der Rekommuna-
lisierung von Entsorgungsleistungen, Witzenhausen-
Institut GmbH, 19. Kasseler Abfallforum (4/2007), sie-
he: http://www.ask.eu.de/default.asp?Menue=1000& 
cmd=VIEW_ARTIKEL9604&AnbieterID=23.  

57  Kommunen: Zu privat, in: DIE ZEIT, 6.9.2007.   

Voraussetzung für eine funktionierende Privatisie-
rung ist das Vorhandensein oder die Entwicklung ei-
nes Marktes, in dem Wettbewerb existiert. Nur so 
können sich günstige Marktpreise entwickeln. Ein 
„richtiger“ Wettbewerb findet im Bereich der Ab-
fallwirtschaft nicht in allen Teilen Deutschlands statt. 
In den letzten Jahren ist es zu starken unternehmeri-
schen Konzentrationen gekommen, wobei marktbe-
herrschende Stellungen auch in Sekundärmärkten 
ausgebaut wurden. In einigen Regionen spielen pri-
vate Entsorgungsfirmen eine dominante Rolle, so dass 
nicht mehr von einem „realen“ Markt gesprochen 
werden kann, da oligopolähnliche Strukturen zu sta-
tischen Märkten bzw. zu einem Marktversagen füh-
ren. Diese Ausgangslage führte in den betroffenen 
Gebieten nicht zur Reduzierung von Entsorgungs-
preisen und somit zu einem Verfehlen der Priva-
tisierungsziele58. Kommunen, die sich in solchen 
Marktstrukturen befinden, erreichen mit einer Rück-
übertragung in der Regel nicht nur günstigere Preise 
für die Dienstleistungen, sondern auch ein Aufbre-
chen von unbeweglichen Marktstrukturen. Kommu-
nen spielen somit für das Ermöglichen von wirkli-
chem Wettbewerb eine wesentliche Rolle, solange 
sie die Möglichkeit haben, zu steuern und Fehlent-
wicklungen entgegenzuwirken. Beispielhaft sei auf 
den Rhein-Hunsrück-Kreis verwiesen. Der Kreis 
konnte bei einer Marktpotenzialanalyse feststellen, 
dass Marktmechanismen zu dem entsprechenden 
Zeitpunkt nicht funktionierten und mit einer Aus-
schreibung keine günstigen Preise zu erwarten wa-
ren. Zudem hatte der Rhein-Hunsrück-Kreis in der 
Vergangenheit schlechte Erfahrungen mit Aus-
schreibungen gemacht. Dies hatte zur Konsequenz, 
dass er die Abfallwirtschaft rückübertragen hat59.   

Die von den Kommunen erwartete Qualität und Si-
cherstellung der Abfuhr wurde in einigen Fällen von 
privaten Entsorgern nicht gewährleistet. Es wird kriti-
siert, dass die Privaten zunächst auf die Kosten und 
erst nachrangig auf die Qualität achten. Bei qualita-
tiven Problemen beschweren sich die Bürger bei der 
Kommune und nicht bei dem beauftragten Dritten. 
Von Bürgern soll es häufig Beschwerden bei den 
Kommunen über nicht bzw. nicht richtig geleerte 
Abfallbehälter gegeben haben. Die Kommune bleibt 
in der Entsorgungspflicht. Zudem wurde erwähnt, 
dass im Bereich der Abfallwirtschaft mitunter „extra“ 

                                                           
58  In einem Bericht des „Club of Rome“ wird aufgeführt, 

dass die Privatisierung von Dienstleistungen selten zu 
mehr Wettbewerb und nicht immer zu besseren Ange-
boten führe.  

59 B. Fleck u.a.: Rekommunalisierung der Abfallwirtschaft 
im Rhein-Hunsrück-Kreis, in: Der Landkreis, H. 10 
(2007), S. 512-515.  
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Dienstleistungen anfallen (Littering, Reinigung nach 
Straßenfesten etc.), die nicht vom privaten Dienst-
leister erfüllt werden. Dieser Kostenfaktor ist nicht zu 
unterschätzen und geht in einigen Städten in sechs-
stellige Summen. Hierfür müsse die Kommune Per-
sonal einplanen, auch wenn die Abfuhr auf private 
Dritte übertragen wurde.  

Kommunen haben in der direkten Konkurrenz zu 
privaten Anbietern Vorteile, da sie keine Umsatz-
steuern zahlen müssen und keine Gewinne zum Ziel 
haben. Von privater Seite wird der Umstand, dass 
Kommunen keine Umsatzsteuern zahlen müssen, 
stark kritisiert. Es wird erwähnt, dass bei solchen 
Rahmenbedingungen nicht von einer wirklichen 
Konkurrenz gesprochen werden könne, weshalb die 
Ausgangslage seitens der Privaten als ungerecht be-
zeichnet wird60. Vor diesem Hintergrund hat der 
BDE bei der EU-Kommission eine Beschwerde einge-
reicht, um die in den Augen der Privaten bestehende 
Ungerechtigkeit zu beheben61. Ob diese Beschwer-
de angenommen wird, ist unklar. Einige Kommunen 
vertraten die Ansicht, dass sie selbst im Fall einer 
Umsatzsteuerabgabe weiterhin günstig oder gar güns-
tiger als private Dritte sein können. Zu beachten ist, 
dass bei einem Erfolg des BDE die Kosten von kom-
munalen Dienstleistungen in diesem Bereich für die 
Bürger steigen könnten. Für die Kommunen wirt-
schaftlich vorteilhaft sind auch öffentliche Kommunal-
kredite, um etwa Investitionen zu tätigen. 

Nach Aussagen des BDE könnten private Anbieter 
bei heutigen Neuausschreibungen von operativen 
Entsorgungsleistungen Preisabschläge zwischen 30 
und 50 Prozent im Vergleich zu den Altverträgen er-
zielen. Dies zeigt etwa das Beispiel der Stadt Mon-
heim. Die Verwaltung der Stadt hat ausgerechnet, 
dass sie ihre Gebinde für Rest- und Bioabfall sowie 
Altpapier und sonstige Wertstoffe zu Gesamtkosten 
von einer Mio. Euro selbst entsorgen kann. Diese 
Kosten lagen weit unterhalb von denen des bisher 
beauftragten privaten Dritten. Nach der Ankündi-

                                                           
60  Fraglich ist hingegen, ob überhaupt Wettbewerb im Be-

reich der Abholung von Hausmüll besteht, da private 
Unternehmen erst tätig werden können, wenn die 
Kommune die Aufgabe auf sie überträgt. Dieser Bereich 
der Abfallwirtschaft gehört zur öffentlichen Daseins-
vorsorge und unterliegt dem kommunalen Selbstver-
waltungsrecht. 

61  Nach Ansicht des Bundesumweltministers Sigmar Gab-
riel sind „öffentlich-rechtliche Unternehmen der Abfall- 
und Abwasserentsorgung im Gegensatz zu privat-
rechtlichen Unternehmen zu Recht von der Gewerbe-, 
Körperschafts- und Umsatzsteuerpflicht befreit“. Aufga-
ben der Daseinvorsorge seien den Kommunen „eigen-
tümlich und vorbehalten“ (Quelle: 2. Bundeskongress 
des Verbandes kommunale Abfallwirtschaft und Stadt-
reinigung im VKU (VKS) in Potsdam, 2007).  

gung einer Rückübertragung der Leistung durch die 
Kommune wurde vom privaten Entsorger ein neues 
Angebot vorgelegt. Das neue Angebot lag preislich 
unterhalb der kommunalen Berechnungen. Die Stadt 
Monheim verzichtete somit zunächst auf eine Rück-
übertragung der operativen Tätigkeit und wollte die 
Dienstleistung nun europaweit ausschreiben. Die 
kommunale Abfallwirtschaftsgesellschaft Rendsburg-
Eckernförde konnte durch eine Kombination aus 
Neuausschreibung der Müllabfuhr sowie der Errich-
tung einer neuen kommunalen Abfallbehandlungs-
anlage Kosten senken. Der Entsorgerwechsel sowie 
die neue Bioabfallbehandlungsanlage – mit der Ver-
wertungskosten halbiert wurden – führten zu Ein-
sparungen, die eine Reduzierung der Abfallgebühren 
von 20 bis 30 Prozent zulassen.  

Auf der anderen Seite gibt es Beispiele, bei denen 
auf Druck politischer Parteien eine Privatisierung 
von Sammlung und Transport des Hausmülls über-
prüft und angestrebt wurde, um Kosten zu sparen, 
wie z. B. in Stuttgart und Aachen. Die Stadt Stuttgart 
kam bei einer Überprüfung zu dem Ergebnis, dass 
der Abfallwirtschaftsbetrieb der Stadt erfolgreich 
Maßnahmen durchgeführt hat und wirtschaftlich ar-
beitet62. Im Jahr 2008 konnte der kommunale Ab-
fallwirtschaftsbetrieb eine Senkung der Abfallgebüh-
ren um vier Prozent umsetzen63. Eine Privatisierung 
sei zunächst nicht notwendig, wobei die Abfallwirt-
schaftsbetriebe aber hinsichtlich einer Privatisierung 
weiterhin auf dem Prüfstand stehen. Im Jahr 2002 
wurde auch in Aachen von politischer Seite für eine 
Privatisierung plädiert, da mögliche Kosteneinspa-
rungen erwartet wurden. Wie in Stuttgart konnten 
die städtischen Betriebe Kosteneinsparungen erzielen 
und die Diskussion um eine Privatisierung stoppen.  

Kommunen konnten durch Modifizierungen und die 
Nutzung von Synergieeffekten EU-weit Ausschrei-
bungen gegen private Konkurrenten gewinnen. Dies 
ist auch auf Änderungen in den kommunalen Ver-
waltungen zurückzuführen. Kommunen waren zwar 
schon in der Vergangenheit bestrebt, die Abfallwirt-
schaft kosteneffektiv und bürgerfreundlich zu organi-
sieren. Ähnlich wie in der Privatwirtschaft – die im 
Zuge der verstärkten Globalisierung wesentliche Be-
reiche modifizieren musste – wurden in vielen Kom-
munen Verwaltungsreformen sowie Modernisie-
rungen durchgeführt64. Die Modifizierungen haben 

                                                           
62  Zudem hatten sich 20 000 Bürger schriftlich gegen eine 

Privatisierung ausgesprochen. 
63  Die Stuttgarter Haushalte werden durch die Senkung 

der Gebühr um 2,4 Mio. Euro entlastet. Andere Gebüh-
ren und Tarife aus städtischen Bereichen wie Fahr-
scheine, Energie, Abwasser, Bäder wurden teurer.  

64 Trotz einer in der Regel großen Zufriedenheit der Bürger 
mit kommunalen Dienstleistungen in der Abfallwirtschaft.  
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zu einer stärkeren Orientierung an ökonomischen 
Leitbildern geführt, die das kommunale Handeln 
heute stärker bestimmen. Arbeitsschritte wurden op-
timiert und Reserven ausgeschöpft. Die Kommune 
wird heute bei den Bürgern verstärkt als potenter 
Dienstleister und weniger als autoritäre Obrigkeit 
wahrgenommen.  

Wie bereits beschrieben, können Kommunen durch 
Modifizierungen erhebliche Einsparungen erzielen 
und so gegenüber privaten Dritten mitunter ökono-
mische Vorteile aufweisen. In der Praxis haben 
Kommunen zur Steigerung der Kosteneffizienz im 
Bereich der Abfallwirtschaft Maßnahmen zur Op-

timierung durchgeführt, die in Tabelle 1 dargestellt 
sind. 

Viele Kommunen besitzen eigene Abfallbehand-
lungsanlagen, um die ihnen gesetzlich übertragene 
Verantwortung zu erfüllen und eine regionale Ent-
sorgung von Abfällen sicherzustellen. Für diese Auf-
gabe müssen Kommunen erhebliche Finanzmittel 
(Investitionskosten, Betriebskosten etc.) aufwenden. 
Um für kommunale Behandlungsanlagen eine 
gleichmäßige und hohe Auslastung zu gewähr-
leisten, ist es von Vorteil, Abfallströme gezielt steu-
ern zu können und Abfallmengen langfristig zu si-
chern. 

Tabelle 1:  Maßnahmen im Bereich der Abfallwirtschaft zur ökonomischen Effizienzsteigerung (Auswahl) 

Reduzierung der Kosten Beispiele 

Fuhrpark Nutzung eines modernen Fuhrparks, z. B. Seitenlader für die Abholung der Abfall-
behälter  

Tourenplanung Aufbau einer GPS-gestützten Tourenplanung, Einführung von Schichtsystemen, Fahr-
zeugbesetzung mit zwei Personen, Reduzierung der Fahrkilometer 

Behältersysteme Umstellung der Behältersysteme auf wenige Behältergrößen, Minimierung des Behäl-
tertauschs 

Lokalisation Wesentliche abfallwirtschaftliche Module wie u. a. Fuhrpark, Abfallbehandlungsanlagen 
in relativer Nähe zueinander legen 

Gehälter/Tarifverträge Orientierung der Gehälter an TVöD (neu) und BDE-Tarifen 

Arbeitsverhältnisse  Einführung von Zeitverträgen in den ersten Jahren, Ausgestaltung flexibler Arbeitsver-
träge, 4-in-5-Arbeitszeitmodell (vier Tage à 9,625 h und ein freier Tag) 

 

Wie in der Tabelle 1 zu sehen ist, können in ver-
schiedensten Bereichen der kommunalen Abfallwirt-
schaft Kosten reduziert werden.  

 

4.3.2 Soziale Aspekte 

Neben den ökonomischen Vorteilen wurden im Rah-
men des Expertentreffens auch soziale Aspekte be-
nannt, die für eine Rückübertragung sprechen. Dies 
ist vor allem als eine Reaktion auf die in Deutsch-
land geführte Gerechtigkeits- und Armutsdiskussion 
zu sehen. Es wurde hervorgehoben, dass öffentliche 
Dienstleistungen im Rahmen der Daseinsvorsorge 
nicht nur an ökonomische Leitlinien angelehnt wer-
den sollten, sondern sich auch am Gemeinwohl ori-
entieren müssten. 

Mehrere Kommunen haben etwa darauf verwiesen, 
dass sie Gehälter nach Tarif bezahlen, um den Mit-
arbeitern eine gute finanzielle Lebensgrundlage bie-
ten zu können. Leider sei es in der privaten Abfall-
wirtschaft in den letzten Jahren zu einer Reduzierung 
der Gehälter auf Tarife unterhalb der BDE-Tarife ge-

kommen. Es wurde erwähnt, dass in einigen Regio-
nen – vor allem in Ostdeutschland – Gehälter be-
zahlt werden, die eine staatliche Aufstockung not-
wendig machen würden. Ob Mitarbeiter aus privati-
sierten Branchen der Abfallwirtschaft wirklich davon 
betroffen sind, zusätzlich zu ihrem Gehalt noch eine 
Aufstockung über Hartz IV beantragen zu müssen, 
konnte im Rahmen der Untersuchung nicht geklärt 
werden. Die generelle Tendenz wird Ende 2007 
auch vom BDE bestätigt, der von einem Lohndum-
ping im Bereich der Abfallwirtschaft spricht und sich 
für Mindestlöhne in seiner Branche eingesetzt hat65. 
Insgesamt ist in der Privatwirtschaft derzeit nicht mit 
Lohnerhöhungen zu rechnen – im Gegenteil. Der 
BDE hat sich eine Absenkung der Tarife zum Ziel ge-
setzt, um Unternehmen, die den BDE-Arbeitgeber-
verband verlassen haben, wieder an den Verband zu 
binden. Nach BDE-Angaben sind rund zwei Drittel 
der bei BDE-Mitgliedsfirmen beschäftigten Mitarbei-

                                                           
65  www.Recyclingmagazin.de/rm/news_details.asp?/ 

D=8604&NS=1 (21.12.2007). 
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ter nicht mehr an den Verbandstarif gebunden. Von 
kommunaler Seite wird es Bürgern nur schwer zu 
vermitteln sein, dass private Unternehmen für die Er-
ledigung von Leistungen beauftragt werden, die ih-
ren Mitarbeitern „Dumpinglöhne“ bezahlen. 

Nach Auskunft der Gesprächspartner leben kommu-
nale Mitarbeiter in der Regel in den Kommunen, in 
denen sie auch arbeiten. Das verdiente Geld wird 
vor Ort wieder ausgegeben und stärkt somit die re-
gionale Wirtschaftskraft.   

Gering qualifizierte Bürger haben immer weniger 
Möglichkeiten, Arbeit zu finden, bei denen die Ent-
lohnung für ein nicht prekäres Leben ausreicht. In 
diesem Zusammenhang wurde darauf verwiesen, 
dass viele Mitarbeiter im Bereich der kommunalen 
Abfallwirtschaft gering qualifiziert sind und häufig 
auch einen Migrationshintergrund besitzen. Dies be-
zieht sich auch auf die Ausbildung junger Menschen. 
Somit besitzt die Kommune als Arbeitgeber eine 
wichtige soziale Rolle, da sie in der Regel Gehälter 
nach Tarif bezahlt. Der Aspekt sollte gerade mit 
Blick auf derzeitige Diskussionen hinsichtlich der 
immer weiter auseinander gehenden Schere zwi-
schen Arm und Reich sowie der Integration von 
Migranten und der Jugendgewalt betrachtet werden. 
Kommunen können in diesen Bereichen eine gesell-
schaftlich wichtige Vorbildrolle übernehmen. 

Zu erwähnen ist auch, dass bei einer umfassenden 
Privatisierung der Abfallwirtschaft finanzschwache 
Bürger in strukturschwachen Regionen von der öf-
fentlichen Infrastruktur abgekoppelt werden könn-
ten66. Prognosen zeigen, dass der demographische 
Wandel etwa in Ostdeutschland sowie in einigen 
westdeutschen Regionen zu einer weiteren Reduzie-
rung der Bevölkerungszahl führen wird. In vielen 
ländlichen Regionen sind schon heute die Entfer-
nungen zwischen den einzelnen Abfallbehältern 
aufgrund einer geringen Bevölkerungsdichte relativ 
groß. Das Abfahren von Abfallbehältern wird in sol-
chen bevölkerungsschwachen Regionen für die Pri-
vatwirtschaft aus ökonomischen Gründen nicht att-
raktiv sein bzw. nur dann, wenn der betroffene Bür-
ger entsprechend hohe Preise für die Abfuhr bezahlt. 
Kommunen unterliegen hier dem Postulat der 
Gleichwertigkeit ländlicher Gebiete und werden 
auch eine Abholung von Behältern aus entlegenen 
Gebieten sicherstellen und eine Grundversorgung 
gewährleisten. 

 

                                                           
66  Der Städtetag: Chancen und Risiken der Privatisierung 

– 25 Thesen des Deutschen Städtetages, Köln, Mai 
1995.  

4.3.3 Ökologische Aspekte 

Insbesondere im Bereich der Abfallwirtschaft ist auf 
eine qualitativ hochwertige Durchführung u. a. in 
Bezug auf eine umfassende, dauerhafte und flächen-
deckende Aufgabenerfüllung Wert zu legen. Des 
Weiteren sollte eine weit reichende Reduzierung der 
Umweltbelastungen durch die Entsorgung von Abfäl-
len im Vordergrund der Aktivitäten stehen. Neben 
der Abfallbehandlung selbst sind hierbei die Tren-
nung, die Sammlung und der Transport von Abfällen 
mit eingeschlossen.  

Kommunen können lokalpolitische Umweltziele, 
wie etwa eine Verbesserung des Stoffstrommanage-
ments oder eines verstärkten Klimaschutzes, einfa-
cher umsetzen, wenn die Durchführung der Abfall-
wirtschaft in der eigenen Hand liegt. Abfälle die un-
ter kommunaler Regie entsorgt werden, können zur 
Erreichung der Ziele gezielt zu bestimmten Anlagen 
gebracht werden. So können Kommunen bei der Be-
handlung von biogenen Abfällen auf Biogasanlagen 
zurückgreifen und Gas in Elektrizität und Wärme 
umwandeln. Bei der Erzeugung von Energie ergibt 
sich im Rahmen des „Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ 
die Möglichkeit, mittels Nutzung der Einspeise-
vergütung kommunale Einnahmen zu generieren. 
Auch andere Abfälle können durch eine gezielte 
Steuerung – Nutzung spezifischer Stoffströme – ge-
nutzt werden, womit die Kommune die Hoch-
wertigkeit der Entsorgung gewährleistet und sicher-
stellt. In diesen Bereichen sind große Optimierungs-
potenziale vorhanden, die in der Regel ökologisch 
und ökonomisch sinnvoll sind.   

In 2007 formulierte abfallwirtschaftliche Ziele der 
EU-Kommission67 könnten langfristig zu einer Im-
plementierung von umfassenden regionalen Stoff-
strommanagementkonzepten führen68. Diese kön-

                                                           
67  In den abfallrelevanten thematischen Strategien der EU-

Kommission werden u. a. Ziele wie die Einführung ei-
ner „Recycling Society“ oder ein stärkeres „Life Cycle 
Thinking“ zur Reduzierung von negativen Umweltfol-
gen durch eine verbesserte Ressourcennutzung benannt 
(siehe: http://ec.europa.eu/environment/newprg/strate-
gies_en.htm).  

68  Langfristig ist auch aufgrund von ökonomischen Zwän-
gen mit einem verstärkten Stoffstrommanagement auf 
lokaler Ebene zu rechnen, da die Kosten für wichtige 
Importstoffe in den letzten Jahren stark angestiegen sind 
und eine Industrienation wie Deutschland zwangsläufig 
eine bessere Nutzung des Ressourcenpotenzials errei-
chen muss. Die Weltmarktpreise für Rohstoffe, die in 
den Euro-Raum importiert wurden, sind im Zeitraum 
von 2000 bis 2005 um 81 Prozent gestiegen. Die Preise 
für Industrierohstoffe stiegen um ca. 50 Prozent (NE-
Metalle 82 Prozent und Fe-Metalle 130 Prozent). Bei 
den Produktionskosten machen Rohstoffe durchschnitt-
lich ca. 40 Prozent aus – in 2007 begründete Nokia die 
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nen von Kommunen wie auch von privaten Unter-
nehmen umgesetzt werden. Kommunale und auch 
privatwirtschaftliche Unternehmen haben bewiesen, 
dass sie im Bereich des Stoffstrommanagements effi-
zient und wirtschaftlich arbeiten und einen nicht un-
erheblichen Beitrag im Rahmen der Rückführung 
von Abfall/Stoffströmen69 in den Wirtschaftskreislauf 
leisten können. Diese Aktivitäten werden langfristig 
auch aus ökonomischen Gründen forciert werden70. 
Eine Voraussetzung für private Unternehmen sind 
das Vorhandensein oder die Entstehung eines Mark-
tes, auf dem „positive“ Preise für Abfälle/Stoffe be-
zahlt werden, z. B. für Stahl oder Papier71. Wenn 
auf einem solchen Markt für einzelne Stoffströme 
keine positiven Preise bezahlt werden, würden priva-
te Unternehmen ihre Aktivitäten reduzieren, da ge-
ringere Gewinne zu erwarten wären. In solchen Fäl-
len müsste dann durch politische Steuerung72 ein 
künstlicher Markt geschaffen werden, um die Stoff-
ströme in den Wirtschaftskreislauf zurückführen zu 
können. Kommunen hingegen würden, bei einer ent-
sprechenden Verpflichtung, die Aufgabe auch dann 
erledigen, wenn sich keine Gewinne für die Rück-
führung von Stoffströmen in den Wirtschaftskreislauf 
generieren ließen73. Beispielhaft sei hier auf die ak-
tuelle Diskussion über den Stoffstrom Altpapier ver-
wiesen74. Die Rückführung von Abfällen/Stoffströ-
men zurück in den Wirtschaftskreislauf (closed loop 

                                                           
Werksschließung in Bochum u. a. mit Personalkosten, 
die ca. fünf Prozent der Produktionskosten ausmachen.  

69  Hier sind z. B. NE- und Fe-Metalle, Kunststoffe und Se-
kundärbrennstoffe zu nennen. 

70  Nach Angaben des Instituts der Deutschen Wirtschaft 
in Köln lagen die zusätzliche Wertschöpfung und ein-
gesparte Importe durch die Nutzung von Sekundärroh-
stoffen in Deutschland im Jahr 2005 bei einem Wert 
von 3,7 Mrd. Euro. 

71  Im Bereich der Kunststoffe wird in der EU von einem 
Marktversagen gesprochen. In der EU werden lediglich 
39 Prozent der jährlich anfallenden 40 Mio. Mg Kunst-
stoffabfall thermisch verwertet oder recycelt. Die 
Kommission sieht bei der Nutzung werkstofflicher Re-
cyclingverfahren Nachholbedarf. Ein zukünftiger mate-
rialorientierter Ansatz – auch bei der Sammlung – 
könnte hier hilfreich sein.   

72  „Märkte“ könnten mitunter durch gesetzliche oder mo-
netäre Steuerung implementiert werden. 

73  Die Preise für Altpapier sind in den letzten Jahren er-
heblich gestiegen. Seitdem die Preise für den Stoffstrom 
Altpapier hoch sind, kommt es immer wieder zu Prob-
lemen zwischen Kommunen und Privaten hinsichtlich 
der Verantwortlichkeit. Mittlerweile liegen verschiede-
ne Rechtsurteile vor, die aber in der Auslegung der 
Problematik nicht einheitlich sind. Das Problem der 
Verantwortlichkeit wird somit zunächst weiter zur Dis-
kussion stehen, zumindest so lange wie die Marktpreise 
für Altpapier positive Erlöse generieren. 

74  In der Stadt Parchim wurde der Vertrag zur Altpapier-
abholung mit privaten Dritten in 2005 gekündigt, auf-
grund der Mehreinnahmen für den Verkauf des Altpa-
piers konnten die Abfallgebühren gesenkt werden.  

oder open loop) führt in der Regel zu einer Entlas-
tung des Ressourcenverbrauchs und somit zu einer 
Reduzierung von Umweltschäden. 

Kommunen halten Umweltauflagen genau ein und 
gehen in vielen Fällen aufgrund von politischen Vor-
gaben darüber hinaus. Kommunen sorgen dafür, dass 
Abfälle in hochwertigen Anlagen behandelt werden. 
Wenn ein privates Abfallwirtschaftsunternehmen mit 
der Entsorgung beauftragt ist, hat die Kommune we-
niger Einfluss auf die Wahl der Abfallbehandlung. 
Wer den Abfall in seiner operativen Obhut hat, weiß 
genau, wo und in welcher Art er entsorgt wird. Anla-
gen, die nicht mindestens der besten verfügbaren 
Technik (BVT) entsprechen, sollten nicht bedient 
werden.  

Kommunale Fuhrparks liegen in der Regel zentral zu 
den abzuholenden Behältern, und die Mitarbeiter 
wohnen in der Region. Beide Faktoren führen zu ge-
ringeren Fahrstrecken im Vergleich zu privaten Un-
ternehmen, bei denen die Fuhrparks mitunter weni-
ger gut gelegen sind und die Mitarbeiter weitere An-
reisestrecken haben. Des Weiteren können Kommu-
nen den Fuhrpark nach ökologischen Gesichtspunk-
ten (Filter, Treibstoff) ausrichten.  

 

4.3.4 Übertragbarkeit auf andere 
Kommunen 

In diesem Abschnitt wird aufgeführt, inwieweit Bei-
spiele bereits durchgeführter Rückübertragungen im 
Sektor der Abfallwirtschaft auf andere Kommunen 
übertragbar sind.  

Hierzu ist zunächst festzuhalten, dass bereits in ver-
schiedenen Kommunen – aufgrund unterschiedlicher 
Beweggründe – Rückübertragungen erfolgreich durch-
geführt wurden (siehe Kapitel 4.1). Somit gilt dieser 
Schritt als erprobt. Des Weiteren konnte festgestellt 
werden, dass Rückübertragungen von kleineren Ge-
meinden über Kreise bis hin zu größeren Städten 
vollzogen wurden. Bei der Wahl der neuen Organi-
sationsform zur Durchführung der Entsorgungsleis-
tung haben die Kommunen verschiedene rechtliche 
Modelle gewählt, wobei etwa der Eigenbetrieb und 
die AöR von den Kommunen bevorzugt wurden. 
Festgestellt wurde aber auch, dass eine Rückübertra-
gung operativer Dienstleistungen von privaten Drit-
ten mit einem großen Einsatz seitens der Kommune 
verbunden ist. Nach Angaben der Kommunen ist der 
Prozess der Rückübertragung sowohl zeit- als auch 
arbeitsintensiv. So müssen auf kommunaler Ebene in 
der Regel individuell unterschiedliche Maßnahmen 
umgesetzt werden, um mit den Kosten der Privaten 
konkurrieren zu können. Kostenvergleiche anhand 
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der aktuellen Markt- und Kostensituation müssen 
durchgeführt werden. Eine möglichst effiziente Or-
ganisation der operativen Leistungserstellung muss 
erreicht werden. Neben den aufgeführten Kriterien 
(siehe Kapitel 4.3.3) ist auch ein langfristiger Rück-
halt in der Verwaltung sowie den politischen Ebenen 
für einen solchen Schritt essenziell. 

Die Rückübertragung operativer Dienstleistungen 
von privaten Dritten zurück in kommunale Hände ist 
theoretisch auf alle Kommunen in Deutschland über-
tragbar und somit für alle Kommunen, die Leistungs-
bereiche auf Dritte übertragen haben, eine Option.  

 

5. Zusammenfassung  

Mittlerweile kann auf eine langjährige Debatte über 
die Vor- und Nachteile der Privatisierung von staatli-
chen Tätigkeiten zurückgeblickt werden. Seitens der 
Privatisierungsbefürworter werden Aspekte wie Kos-
tenreduzierung, Flexibilität, modernes Management, 
Verschlankung, Effizienzsteigerung, Eigenverantwor-
tung oder Kundenfreundlichkeit als Argumente ange-
führt. Auf der anderen Seite werden von Privatisie-
rungskritikern Aspekte wie die Sicherung der Da-
seinsvorsorge, Marktversagen, Kosten, Arbeitsbe-
dingungen, Sozial- und Umweltstandards, Steue-
rungsmöglichkeiten, Gebühren, Transparenz etc. als 
Argumente dagegengehalten.  

Allgemein ist festzustellen, dass gewünschte Ergeb-
nisse durch Privatisierungen erreicht werden können, 
wenn die Rahmenbedingungen stimmen. Die Privati-
sierung bzw. Teilprivatisierung von Unternehmen, 
die nicht in den Bereich der Daseinsvorsorge fallen, 
wie etwa Volkswagen oder Lufthansa, hat zu weni-
gen Problemen geführt und wird in den meisten Fäl-
len als positiv angesehen. Anders verhält es sich mit 
Privatisierungen von öffentlichen Aufgaben wie etwa 
bei kommunalen Ver- und Entsorgungsbetrieben – 
bei denen in den letzten Jahren gewünschte Privat-
isierungsziele mitunter nicht erreicht wurden (siehe 
Kapitel 3.1.1). Das postulierte Paradigma, dass durch 
Privatisierungen zwangsläufig Kostenersparnisse 
bzw. Effizienzsteigerungen erreicht werden, konnte 
anhand bisheriger Erfahrungen nicht in jedem Fall 
bestätigt werden. Somit ist hervorzuheben, dass 
durch Privatisierungen nicht automatisch Verbesse-
rungen der Leistungen und Rahmenbedingungen er-
reicht werden. 

Ausgehend von negativen Privatisierungserfahrungen 
findet ein Wandel des gesellschaftlichen Meinungs-
bildes statt. Neu an der Situation ist, dass die Priva-
tisierung mittlerweile von einem immer größeren An-
teil der Bürger, der Medien sowie auch von ver-

schiedenen politischen Ebenen hinterfragt wird. Bür-
ger und Politiker, die Privatisierungen zunächst mit 
positiven Attributen belegten, wurden von den er-
zielten Ergebnissen durchgeführter Privatisierungen 
teilweise enttäuscht (siehe Kapitel 3.1.2 und 3.1.3). 
Neu ist auch, dass Kommunen vermehrt vormals pri-
vatisierte Aufgaben in verschiedenen Bereichen wie-
der zurück in den eigenen operativen Bereich über-
nommen haben bzw. keine weiteren Privatisierun-
gen mehr durchführen möchten (siehe Kapitel 3.2). 
Aufgrund der gesellschaftlichen Diskussion werden 
staatliche bzw. kommunale Institutionen bereits 
vollzogene Privatisierungen verstärkt überprüfen so-
wie neue bzw. geplante hinterfragen75.  

Auch im Bereich der Abfallwirtschaft werden die 
Privatisierung sowie die Rückübertragung von bereits 
privatisierten Leistungen intensiv diskutiert. Den 
Kommunen stehen für die Erledigung von Entsor-
gungsleistungen verschiedene öffentlich-rechtliche 
und privatrechtliche Organisationsformen zur Verfü-
gung. Zudem kann die Kommune die Aufgabe der 
operativen Durchführung auf private Dritte übertra-
gen, wobei aber die Verantwortung für die Leistung 
bei der Kommune verbleibt. Im Rahmen der Unter-
suchung konnte aufgezeigt werden, dass sich Kom-
munen immer häufiger für eine Rückübertragung von 
operativen Entsorgungsleistungen und gegen eine 
Privatisierung entscheiden (siehe Kapitel 4.1). 

Kommunen setzen die Rückübertragung als Instru-
ment ein, um für die Bürger insgesamt ein möglichst 
gutes Ergebnis zu erzielen. Gründe aus öko-
nomischen, sozialen und ökologischen Bereichen 
haben Einfluss auf die kommunale Entscheidungs-
findung, sich für oder gegen eine Rückübertragung 
zu entscheiden (siehe Kapitel 4.2 und 4.3). Es wurde 
festgestellt, dass in vielen Fällen mit einer Rücküber-
tragung 

 eine Reduzierung bzw. Stabilisierung der Abfall-
gebühren erreicht werden kann, 

 unbewegliche Marktstrukturen aufgebrochen 
werden können, 

 die gewünschte Qualität und Sicherung der Leis-
tung leichter gewährleistet werden können, 

 kommunale Mitarbeiter Tariflöhne erhalten, was 
zu einer Stärkung der Wirtschaftskraft in der Re-
gion führt, 

 der Service und die Bürgerfreundlichkeit erhöht 
werden können, 

                                                           
75  Trotz dieser Entwicklung ist davon auszugehen, dass 

Privatisierungen von staatlichen bzw. kommunalen 
Leistungen auch weiterhin stattfinden werden. 
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 Kommunen ihre Einfluss-, Steuerungs- und Kon-
trollmöglichkeiten erweitern und kommunale 
Gestaltungsspielräume ausbauen können, 

 durchgeführte Leistungen flexibel und relativ 
schnell an politische Änderungswünsche ange-
passt werden können76,  

 eigene Behandlungsanlagen langfristig ausgelas-
tet werden können, 

 regionale Nachhaltigkeits- und Umweltziele 
durch gezielte Einflussnahme besser erreicht 
werden können und 

 regionale Anbieter bei kommunalen Auftrags-
vergaben berücksichtigt werden können, was die 
lokale Wirtschaft stärkt. 

Das Verfahren der Rückübertragung ist in verschie-
denen Schritten durchzuführen und kann für die 
Kommune eine große Anstrengung bedeuten. In der 
Regel ist eine Rückübertragung in ein bis zwei Jahren 
abgeschlossen (siehe Kapitel 4.3.4).  

Insgesamt ist festzuhalten, dass die Rückübertragung 
in der Abfallwirtschaft mittlerweile als „normal“ be-
zeichnet werden kann, was an den in Kapitel 4.1 
aufgeführten Beispielen verdeutlicht wird. Bei aus-
laufenden Entsorgungsverträgen mit privaten Dritten 
sollte zumindest die Prüfung einer Rückübertragung 
zurück auf die Kommune als obligatorisch ange-
sehen werden.  

 

6. Fazit 

Allgemein hat sich gezeigt, dass originäre Privatisie-
rungsziele in vielen Fällen nicht erreicht werden 
konnten. Auf der anderen Seite können Privati-
sierungen aber problemfrei funktionieren, wenn der 
Staat oder die Kommunen Regeln definieren und 
gegebenenfalls durchsetzen bzw. ein tatsächlicher 
Wettbewerb existiert. Eine Privatisierung mit kombi-
nierter Deregulierung führt jedoch in vielen Fällen 
zu Problemen77. Falls Privatisierungen nicht ver-
meidbar sind, sollten sie von staatlicher bzw. kom-
munaler Seite so gesteuert werden, dass sie in einem 
verantwortungsvollen Rahmen staatliche bzw. kom-
munale und privatwirtschaftliche Interessen ausba-
lancieren78. Bei weiteren Betrachtungen des The-

                                                           
76  U.a. die Einführung veränderter Behältersysteme oder 

die Sammlung und Steuerung spezifischer Stoffströme.  
77  E. U. von Weizsäcker u.a.: Grenzen der Privatisierung, 

Bericht an den „Club of Rome“, Stuttgart 2006. 
78  Kommunale Leistungen sind in erster Linie am Gemein-

wohl orientiert, weshalb betriebswirtschaftliche Argu-
mente nicht als alleinige Kriterien gelten. Der Staat darf 

menfeldes Privatisierung/Rückübertragung sollte lang-
fristig auch über die Rolle der Kommune in unserer 
Gesellschaft diskutiert werden. Denn der bürger-
schaftliche Einfluss sowie die kommunale Selbstver-
waltung – als wesentliche Bausteine der Demokratie 
in Deutschland – werden mit der Rückübertragung 
von kommunalen Leistungen gestärkt und mit der 
Privatisierung tendenziell geschwächt. Deshalb soll-
ten diese zunächst abstrakt erscheinenden gesell-
schaftlichen und demokratischen Aspekte bei ge-
planten Privatisierungen/Rückübertragungen berück-
sichtigt und bei den Entscheidungen mit einbezogen 
werden.  

Ob die Rückübertragung im Bereich der Abfallwirt-
schaft als eine Renaissance der Kommune – wie sie 
in der Presse beschrieben wurde – in diesem Sektor 
bezeichnet werden kann, ist fraglich. Nach Angaben 
einer durchgeführten Studie planen weiterhin sieben 
Prozent der befragten Kommunen eine Privatisierung 
der Müllabfuhr/Straßenreinigung79. Zudem sind vie-
le Kommunen mit den Entsorgungsleistungen der 
privaten Unternehmen zufrieden und planen derzeit 
keine Rückübertragung. Da aber auf der anderen Sei-
te Kommunen Rückübertragungen durchgeführt ha-
ben und weitere einen solchen Schritt planen, kann 
von einer ersten Trendumkehr bei der Privatisierung 
von operativen Leistungen im Bereich der Abfall-
wirtschaft gesprochen werden.  

Kommunen, die weiterhin Entsorgungsleistungen auf 
private Dritte übertragen wollen, sollten die Mög-
lichkeit nutzen, kommunale Vorstellungen von Qua-
lität und Charakter der Leistung bei der Neuvergabe 
vertraglich zu regeln. Des Weiteren sollten Verträge 
nicht langfristig geschlossen werden, damit Korrektu-
ren bzw. Rückübertragungen seitens der Kommune 
möglich sind. Eine Überprüfung der Rückübertra-
gung sollte auch in den Fällen durchgeführt werden, 
in denen eine Beauftragung Dritter geplant ist. Nach 
Angaben der Gesprächspartner kann die alleinige 
Ankündigung, eine kommunale Rückübertragung zu 
prüfen, zu besseren Angeboten seitens der privaten 
Unternehmen führen.  

                                                           
nicht als reiner „Leistungsverwalter“ angesehen wer-
den. Darüber hinaus sind Fragen der Demokratieaus-
prägung – gerade auf Gemeindeebene – zu berücksich-
tigen. Nach Ansicht von Ernst Ulrich von Weizsäcker, 
MdB und Mitglied des „Club of Rome“, entspricht jeder 
Schritt der Privatisierung von staatlichen Leistungen ei-
nem Stück Entmachtung des demokratisch kontrollier-
ten Staates. 

79  M. Janetschek: Privatisierung und ÖPP als Ausweg? 
Kommunalfinanzen unter Druck – Handlungsoptionen 
für Kommunen, Ernst & Young AG, Stuttgart 2007, 
S. 16.  
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Gleichwohl ist festzuhalten, dass bei den Kommunen 
die Kompetenz, Maßnahmen zu entwickeln, um 
operative Entsorgungsleistungen zu günstigen Preisen 
selbst durchzuführen, eindeutig vorhanden ist. An-
hand der Fallbeispiele konnte aufgezeigt werden, 
dass Kommunen nicht nur die Kompetenz, sondern 
auch den Willen besitzen, eine Rückübertragung 
einzuleiten und durchzuführen. Kommunen sollten 
sich heute, abhängig von den regionalen Rahmen-
bedingungen, der Überprüfung verschiedener Krite-
rien sowie dem politischen Willen, pragmatisch für 

oder gegen eine Rückübertragung bzw. eine weitere 
Ausschreibung der Entsorgungsleistung entscheiden.  

Kommunen orientieren sich seit Jahren an privat-
wirtschaftlichen Handlungsmustern und unterliegen 
gleichzeitig dem politischen Willen und politischen 
Forderungen. Die Rückübertragung von Leistungen 
bedeutet deshalb auch eine Stärkung des Primats der 
kommunalen Politik. Die Rückübertragung geht mit 
einer Gewichtsverschiebung vom Prinzip des „Share-
holder Value“ hin zum „Citizen Value“ einher. 

 

 

 

 

 

 

7. Anhang 

 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Fachgesprächs „Rückübertragung operativer Dienstleistungen 
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Deutschen Institut für Urbanistik 
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